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Während die Berichte früher ein breites Spektrum von Themen abdeckten — im wesentlichen ging
es darum, die bruchstückhaften und teilweise widersprüchlichen Einzelinformationen zu einem konsi-
stenten Gesamtbild zusammenzufügen—, sollen sie nunmehr wechselnde Themen schwerpunktmäßig
behandeln. Im vorangehenden Bericht stand die Lage der ostdeutschen Industrie im Mittelpunkt, in
diesem Bericht geht es vor allem um die Situation im Dienstleistungssektor. Dort ist der Aufbau neuer
Strukturen bereits weit fortgeschritten. Es fehlt aber vielerorts ein tragfähiges Fundament in Form
einer breiten industriellen Basis.
I. Gesamtwirtschaftliche Lage
Das Tempo der wirtschaftlichen Expansion in
den neuen Bundesländern hat sich zu Beginn
des Jahres verstärkt. Im ersten Quartal legte die
gesamtwirtschaftliche Produktion gegenüber
dem Niveau im gleichen Vorjahrsquartal um
reichlich ein Zehntel zu (Tabelle 1). Der Schub
kommt auch weiterhin von der Bauwirtschaft;
die Investitionen zur Modernisierung des Woh-
nungsbestands und zum Bau neuer Wohnungen
sind die treibende Kraft. Im Baugewerbe war
die Leistung zu Beginn des Jahres sogar um ein
Viertel höher. Aber auch im Verarbeitenden
Gewerbe wurde die Produktion kräftig ausge-
weitet. Im ersten Jahresviertel übertraf sie das
entsprechende Vorjahrsniveau um ein Fünftel.
Gedämpft verläuft die Entwicklung im Handel
und bei den Dienstleistungen. Das überrascht
nicht, da der private Verbrauch nur noch ver-
halten zunimmt; im ersten Quartal 1994 ergab
sich ein Zuwachs von nur 2 vH gegenüber dem
gleichen Zeitraum des Vorjahrs.














































































































Quelle: DIW; Statistisches Bundesamt.Angesichts der Investitionsdynamik kommt
die Erneuerung des Kapitalstocks rasch voran.
Damit ergeben sich nunmehr auch hohe Zu-
wächse der Produktivität bei nahezu gleichblei-
bender Beschäftigung. Die Bruttowertschöp-
fung je Erwerbstätigen lag im ersten Halbjahr
1994 um ein knappes Zehntel über dem Wert
im gleichen Vorjahrszeitraum. Dennoch ist der
Abstand zu den alten Ländern immer noch sehr
groß.
Auf dem Arbeitsmarkt in Ostdeutschland ist
nur der Beschäftigungsrückgang zum Stillstand
gekommen (Tabelle 2). Die Zahl der registrier-
ten Arbeitslosen hat hingegen nochmals zuge-
nommen, und zwar etwa in dem Maße, in dem
Personen aus der Vollzeitweiterbildung ausge-
schieden sind. Solange eine erhebliche Lücke
zwischen Löhnen und Produktivität klafft, ist
auf dem Arbeitsmarkt keine durchgreifende
Besserung zu erwarten.
Tabelle 2 — Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen in Ostdeutschland 1992-1994 (1 000 Personen)












































































































































Quelle: Bundesanstalt für Arbeit; DIW; Statistisches Bundesamt.
Verarbeitendes Gewerbe
Im Verarbeitenden Gewerbe in den neuen Bun-
desländern hat sich das Expansionstempo ver-
stärkt (Schaubild 1). Das Muster der Entwick-
lung scheint sich dabei allmählich zu verän-
dern: Besonders stark ist die Expansion zwar
weiterhin in jenen Bereichen, die von der Bau-
konjunktur vor Ort begünstigt werden. Hierzu
zählen Branchen wie Steine und Erden oder
Stahlbau und Kunststoffverarbeitung. Inzwi-
schen tragen aber auch die Investitionen in sol-
che Fertigungen Früchte, die normalerweise für
den Fernabsatz bestimmt sind. So zog im Stra-
ßenfahrzeugbau die Produktion im ersten Quar-
tal 1994 deutlich an — sie lag um mehr als
zwei Fünftel über dem Niveau von Anfang
1993. Andere wichtige Investitionsgüterzweige
wie die Elektrotechnik konnten die Produktion
ebenfalls erstmals spürbar ausdehnen — um
rund ein Fünftel. Auch die Entwicklung in der
Chemischen Industrie deutet darauf hin, daß es
den Unternehmen mehr und mehr gelingt, auf















i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i
9 12 369 12 369 12 369 12 3
1990 | 1991 | 1992
aWertindex. — "Fachliche Untemehmensteile.
Quelle: Statistisches Bundesamt.
sen — so insbesondere mit pharmazeutischen
Erzeugnissen sowie mit Wasch- und Körper-
pflegemitteln. Sorgen bereitet dagegen weiter-
hin der Maschinenbau. Hier war die Produktion
nach einem kurzen Anstieg zuletzt wieder rück-
läufig.
Die Auftragsentwicklung läßt einen weiteren
kräftigen Produktionsanstieg erwarten: Im er-
sten Quartal 1994 gingen wertmäßig knapp
20 vH mehr Bestellungen ein als im gleichen
Vorjahrszeitraum. Der Inlandsmarkt bleibt im-
mer noch der wichtigste Markt: Die Bestellun-
gen von inländischen Kunden sind stark ange-
stiegen, und solche aus dem Ausland sind ge-
sunken (Schaubild 1). Die Absatzmärkte in Ost-
europa verlieren nach wie vor an Gewicht, und
die im westlichen Ausland sind erst wenig be-
deutsam.
Die Anstrengungen zum Umbau der ostdeut-
schen Industrie schlagen sich deutlich in der
Entwicklung von Produktivität und Lohnkosten
nieder. Im ersten Quartal 1994 war die Stun-
denproduktivität um ein Viertel größer, die
Lohnstückkosten waren um ein Zehntel niedri-
ger als im gleichen Zeitraum des Vorjahrs
(Schaubild 2). Die Unterschiede zwischen den
einzelnen Branchen sind allerdings sehr groß.
1993 1994
Bei den Herstellern von Verbrauchsgütern so-
wie im Straßenfahrzeugbau hat sich die Produk-
tivität seit Anfang 1991 verdreifacht, und die
Stückkosten haben sich in dieser Zeit halbiert.
Selbst die Chemische Industrie, eine Branche,
die bis vor kurzem unter enormem Kostendruck
stand, spürt die Entlastung. Eine wichtige Aus-
nahme ist wiederum der Maschinenbau; hier
nahm die Produktivität nur wenig zu.
Im Zuge dieser Entwicklung verlangsamte
sich der Rückgang der Zahl der Beschäftigten
erstmals beträchtlich. Im ersten Quartal 1994
waren in Betrieben des Verarbeitenden Gewer-
bes mit 20 und mehr Beschäftigten knapp
637 000 Personen tätig, im Herbst 1993 waren
es 658 000 und im Frühjahr 1993 sogar noch
708 000.
Allerdings wird der Beschäftigungsrückgang
durch diese Zahlen überzeichnet. Insgesamt wa-
ren Ende Juni 1993 rund 1,1 Mill. Personen im
Verarbeitenden Gewerbe sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt, und zwar 40 vH in Betrie-
ben mit weniger als 20 Beschäftigten. Die Zahl
der Arbeitnehmer in den kleinen Betrieben ist
per Saldo weitgehend stabil geblieben. In den
alten Ländern liegt der Anteil der Beschäftigten
in solch kleinen Unternehmen an allen sozial-Schaubild 2 — Entwicklung von Produktion, Beschäftigung, Stundenproduktivität und Lohnstückkosten im ostdeutschen
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versicherungspflichtig Beschäftigten im Verar-
beitenden Gewerbe hingegen bei nur 15 vH.
Aber auch unter Berücksichtigung der klei-
neren Unternehmen ist der Besatz mit Arbeits-
plätzen im Verarbeitenden Gewerbe in den neu-
en Bundesländern sehr schwach. Er erreicht im
Durchschnitt drei Fünftel des Niveaus der alten
Länder (Schaubild 3). Unübersehbar sind die
großen regionalen Unterschiede: In den ländli-
chen Flächenstaaten — Mecklenburg-Vorpom-
mern und Brandenburg — sowie in Berlin (Ost)
ist der Industriebesatz recht gering. In den alt-
industriell geprägten Ländern Sachsen und
Thüringen ist er zwar deutlich größer, erreicht
allerdings gerade erst den Wert des ländlich ge-
prägten Schleswig-Holstein.
Schaubild 3—Besatz mit Arbeitsplätzen im Verarbei-
tenden Gewerbe
8 in den Ländern der Bundesrepublik
Deutschland
aSozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Verarbei-
tenden Gewerbe am 30.06.1993 je 1 000 Einwohner.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit; DIW.HI. Dienstleistungen
Der Aufbau neuer Wirtschaftsstrukturen in den
neuen Bundesländern kommt inzwischen sicht-
bar voran. In den zurückliegenden vier Jahren
haben Unternehmen und Staat rund 450 Mrd.
DM in Ausrüstungen und Bauten investiert.
Der große Rückstand in der Leistungskraft ver-
ringert sich langsam, aber kontinuierlich.
Die Entwicklung vollzieht sich allerdings
nach einem Muster, das nicht voll befriedigen
kann. Sie geht dahin, daß Unternehmen, die auf
räumlich nahen Märkten agieren, teilweise
schon kräftig expandieren, während Unterneh-
men, die vorwiegend für den Fernabsatz produ-
zieren, noch immer stagnieren oder sogar weiter
schrumpfen. Nach wie vor gilt, daß die ostdeut-
sche Wirtschaft in der überregionalen Arbeits-
teilung nur eine untergeordnete Rolle spielt.
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Die Ausrichtung der ostdeutschen Wirtschaft
auf die heimischen Absatzmärkte zeigt sich vor
allem in der Industrie, aber sie ist auch im
Dienstleistungssektor erkennbar. Zwar sind
Dienstleistungsunternehmen weitaus stärker als
Industrieunternehmen mit ihrem Leistungsan-
gebot unmittelbar auf lokale Märkte ausgerich-
tet. Gleichwohl werden ihre Entwicklungschan-
cen mittelbar durch die in einer Region vorhan-
dene industrielle Basis bestimmt — sei es, daß
die ortsansässigen Industrieunternehmen Nach-
frage nach Dienstleistungen entfalten, sei es
wegen der Einkommen, die dort entstehen und
die es den privaten Haushalten ermöglichen,
Dienstleistungen nachzufragen. Zahlreiche em-
pirische Untersuchungen zu den sektoralen Ent-
wicklungsmustem reifer Volkswirtschaften zei-
gen, daß ein enger Zusammenhang zwischen
industrieller Produktion und Dienstleistungs-
produktion besteht.
Die Dienstleistungsproduktion, auch und ge-
rade im Verhältnis zur industriellen Produktion,
ist ein noch unvollständig erforschtes Gebiet.
Die Anzahl einschlägiger Veröffentlichungen
ist zwar Legion, doch nach wie vor gilt, was
Clark schon vor einem halben Jahrhundert kon-
statierte: „The economics of tertiary industry
remain to be written. Many as yet feel un-
comfortable about even admitting their exist-
ence".
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Die Forschung stößt hier rasch an Grenzen.
Das Berichtssystem der amtlichen Statistik ist
im Dienstleistungssektor sehr lückenhaft und
bei weitem nicht von der Qualität wie im Be-
reich der Industrie oder gar der Landwirtschaft
Im folgenden werden daher drei unterschiedli-
che Wege beschriften, um die Situation im ost-
deutschen Dienstleistungssektor nachzuzeich-
nen:
Erstens werden überblicksartig die Zusam-
menhänge auf gesamtwirtschaftlicher Ebene
analysiert. Dabei wird versucht, die teilweise
noch immer widersprüchlichen Einzelinforma-
tionen zu einem konsistenten Gesamtbild zu-
sammenzufügen.
Zweitens werden Ergebnisse einer Befragung
ostdeutscher Industriebetriebe vom Winter
1993/94 vorgestellt. Es wurde gefragt, ob und
gegebenenfalls welche Dienstleistungen die
Unternehmen benötigen, ob sie die Leistungen
hauptsächlich selbst erbringen, oder ob sie sie
hauptsächlich und auf welchen Märkten zukau-
fen.
Drittens wird in Fallstudien die Entwicklung
in den drei Stadtregionen Chemnitz, Erfurt und
Potsdam dargestellt. Sie weisen sehr unter-
schiedliche Standorteigenschaften auf: Chem-
nitz ist ein typischer altindustrieller Krisen-
standort, Erfurt ein Standort mit gemischter In-
dustrie- und Dienstleistungsstruktur (ein Ober-
zentrum mit regionaler Ausstrahlung) und
Potsdam ein Dienstleistungsstandort (im Um-
land Berlins). Die Fallstudien sollen die oftmals
beträchtlichen Lücken bei den regionalen Wirt-
schaftsdaten überbrücken. Die Entwicklung in
den neuen Bundesländern verläuft von Ort zu
Ort außerordentlich differenziert. Ohne eine
zumindest ansatzweise Typisierung der Ent-
wicklungsmuster läßt sie sich nicht angemessen
beschreiben.
1. Konzeptionelle Überlegungen
a. Dienstleistungen für die Produktion
Die Verflechtungen zwischen Industrie- und
Dienstleistungsproduktion sind außerordentlichkomplex. Die Wirkungsketten verlaufen in bei-
de Richtungen, haben ihren Ausgangspunkt
aber zumeist im industriellen Sektor. So benö-
tigen Industrieunternehmen eine Reihe Dienst-
leistungen als Vorleistung für ihre Produktion.
Es müssen Maschinen gewartet, Güter trans-
portiert und vermarktet, neue Produkte und
neue Fertigungsverfahren entwickelt, Investitio-
nen und Lagervorräte finanziert, Betriebsräume
gereinigt oder Abfälle entsorgt werden. Indu-
strieunternehmen können diese Leistungen in-
tern, im eigenen Hause erbringen, oder sie kön-
nen sie von externen, spezialisierten Dienstlei-
stungsunternehmen zukaufen. Lange Zeit haben
sie den Großteil der produktionsbezogenen
Dienste selbst erbracht; entsprechend groß war
die Fertigungstiefe ihrer Produktion. Inzwi-
schen machen sie große Anstrengungen, um
ihre Fertigungstiefe zu reduzieren, indem sie
Leistungen von außen beziehen (Externalisie-
rung der internen Leistungserstellung). Sie kau-
fen sie entweder von fremden Unternehmen
oder aber von Tochterunternehmen, die oftmals
durch Ausgründung von Betriebsteilen entstan-
den sind, die nun eigenständig am Markt ope-
rieren und ihre Leistungen auch Dritten offerie-
ren.
4 Die hohe Wachstumsdynamik im Dienst-
leistungssektor, wie sie in der Statistik er-
scheint, beruht zu einem erheblichen Teil auf
der rechtlichen und organisatorischen Auslage-
rung von Dienstleistungsaufgaben.
Ob Dienstleistungen in Eigenproduktion er-
bracht oder ob sie zugekauft werden, hängt von
vielen Faktoren ab: von der Größe des Unter-
nehmens und von der Branche, zu der es ge-
hört, vom Grad der Verflechtung mit anderen
Unternehmen und nicht zuletzt von der Art der
Dienstleistungen, die benötigt werden. Kleine
und mittlere Unternehmen beziehen häufiger
Dienstleistungen von externen Anbietern als
Großunternehmen, Unternehmen der Konsum-
güterindustrie häufiger als die der Investitions-
güterindustrie und unverflochtene Unternehmen
wiederum häufiger als verflochtene. Transport-
und Entsorgungsleistungen werden häufiger
extern erbrächt als etwa Forschungs- und Ent-
wicklungsleistungen.
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Eine wachsende Anzahl von Industrieunter-
nehmen ist nicht nur Nachfrager von externen
Dienstleistungen, sondern betätigt sich auch als
Anbieter. In den meisten Fällen steht ein sol-
ches Angebot in engem Zusammenhang mit der
industriellen Produktion: In den Investitionsgü-
terbranchen gehören zu diesem Angebot etwa
die technische Planung und Beratung, die War-
tung und Inspektion oder die Schulung von
Kundendienstpersonal, in den Produktionsgü-
terbranchen die Lagerhaltung für Dritte und in
den Konsumgüterbranchen das Leasen von Ma-
schinen oder das Transportieren und Verteilen
von Gütern.
Für die Herausbildung eines modernen
Dienstleistungssektors in den neuen Bundes-
ländern sind diese Zusammenhänge von großer
Bedeutung. Die DDR-Wirtschaft wies bei
Dienstleistungen für die Produktion im Ver-
gleich zu westlichen Marktwirtschaften einen
großen Rückstand auf: Einige Dienstleistungen
wie Rechts-, Steuer- und Wirtschaftsberatung,
Leasing, Handelsvermittlung oder Werbung
gab es kaum, andere, wie Finanzierung oder
Versicherung, waren stark unterentwickelt. Zu-
dem wurden produktionsnahe Dienstleistungen
ganz überwiegend von den Kombinaten und
Betrieben selbst erbracht; sie waren in dieser
Hinsicht nahezu autark. Verflechtungen mit ex-
ternen Dienstleistern gab es nur wenige. Die
Palette der intern produzierten Dienstleistungen
war somit außerordentlich breit. Sie umfaßte
nicht nur produktionsbezogene Dienste im en-
geren Sinne, sondern auch zahlreiche soziale
Dienste und reichte bis hin zur Kinderbetreu-
ung. Die „Überindustrialisierung" der DDR-
Wirtschaft, wie sie sich etwa in einem hohen
Anteil der Industriebeschäftigten an der Ge-
samtzahl der Beschäftigten spiegelte, beruhte
zu einem erheblichen Teil auf diesen Defiziten
bei der Externalisierung von Dienstleistungen.
Inzwischen sind die ostdeutschen Industrie-
unternehmen im Hinblick auf die Dienstlei-
stungsproduktion wesentlich „schlanker" ge-
worden. Schon vor der Privatisierung hatten sie
sich vieler Servicefunktionen entledigt. So wur-
den Forschungsabteilungen geschlossen oder
ausgegründet und Ferienheime oder Ambulato-
rien den Kommunen übertragen. Den Rest be-
sorgte die Treuhandanstalt: Sie hat meistens nur
das Kerngeschäft der Unternehmen beibehalten.Die nicht zum Kerngeschäft gehörenden Be-
triebsteile hat sie, soweit sie überlebensfähig
waren, abgespalten und getrennt veräußert. Der
Niedergang der ostdeutschen Industrie wird da-
durch in der Statistik überzeichnet. Einige hun-
derttausend Arbeitsplätze, die früher zum indu-
striellen Sektor zählten, sind auf diese Weise in
den Dienstleistungssektor „umgebucht" wor-
den.
Der Expansionsspielraum bei produktionsna-
hen Dienstleistungen darf nicht überschätzt
werden:
Zwar sind die industriellen Strukturen, die
im Osten neu entstehen, weitaus „dienstlei-
stungsintensiver" als diejenigen, die im Westen
bestehen. Industrieunternehmen, die heute in
Ostdeutschland investieren, realisieren neue
Produktionskonzepte und neue Formen der Ar-
beitsteilung, die von der Industrieökonomik als
Netzwerke beschrieben werden. Im Zentrum
steht dabei die Verknüpfung von Beschaf-
fungs-, Produktions- und Absatzfunktionen zu
sogenannten Logistikketten. Vielfach sind ex-
terne Dienstleister in diese Ketten integriert.
Beispiele dafür sind im Bereich des Handels
das sogenannte Merchandising (die Warenpla-
zierung im Auftrag des Herstellers beim Ver-
käufer), das Customizing (die Anpassung der
Produkte an individuelle Kundenbedürfnisse)
oder das Distributing (das Sammeln von Waren
bei mehreren Hersteilem für mehrere Abneh-
mer). Auch bei der Kooperation zwischen Indu-
strieunternehmen (etwa in der Automobilindu-
strie zwischen Herstellern und Zulieferern) sind
es oftmals externe Dienstleister, die Schnittstel-
lenfunktionen übernehmen.
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Aber wegen der geringen Industriedichte fällt
es vielen Dienstleistungsanbietem schwer, Auf-
träge zu bekommen. Auch wenn sich inzwi-
schen im Umfeld von Industrieunternehmen
eine Vielzahl neuer Unternehmen etabliert hat
— bei den wirtschaftsnahen Dienstleistungsbe-
rufen vervierfachte sich etwa die Anzahl der
Selbständigen gegenüber dem Stand von Ende
1990 —, hat sich damit nur das Vakuum aufge-
füllt, das zur Zeit der Wende bestand. Erst bei
einer kräftigen Reindustrialisierung bestehen
hier weitere Expansionschancen.
b. Dienstleistungen für den Konsum
In den alten Bundesländern läßt sich nur etwa
die Hälfte aller Dienstleistungen, so wie sie im
Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen definiert werden, unmittelbar "der
Endnachfrage zuordnen. Die andere Hälfte sind
Vorleistungen im Produktionsprozeß. In den
neuen Bundesländern dürfte der Anteil kon-
sumorientierter Dienstleistungen weitaus höher
und der produktionsnaher Dienstleistungen ent-
sprechend niedriger sein. Dort dominieren der
Handel und das Gastgewerbe. Trotz des erhebli-
chen Verlusts an Arbeitsplätzen steigen die Ein-
kommen in der Summe spürbar, der Abstand
bei den Pro-Kopf-Einkommen zwischen den
neuen und den alten Bundesländern, der unmit-
telbar nach der Bildung der Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Sozialunion reichlich zwei Drittel
betrug, hat sich inzwischen auf weniger als ein
Drittel reduziert,
7 und auch das Verbrauchsmu-
ster der Haushalte im Osten hat sich schon
weitgehend an das der Haushalte im Westen
angeglichen. Aus diesem Blickwinkel erscheint
ein Teil der in Ostdeutschland entstandenen
Dienstleistungsstrukturen recht fragil: Sie wer-
den sich nur festigen können, wenn die indu-
strielle Basis rasch nachwächst und ein steigen-
der Teil der Einkommen in der Region selbst
verdient wird.
Im Handel schreitet die Umgestaltung am ra-
schesten voran. Das Angebot verbessert sich
zusehends, mancherorts reicht es inzwischen
quantitativ wie qualitativ an das im Westen
heran. Der Strukturwandel läuft nahezu nach
dem gleichen Muster ab wie in den alten Bun-
desländern — nur eben nicht gestreckt über vier
Jahrzehnte, sondern im „Zeitraffertempo". Da
bleibt es nicht aus, daß die Entwicklung teil-
weise über das Ziel hinausschießt: Der Auf-
und Ausbau großflächiger Verkaufsformen eilt
dem künftigen Bedarf vielerorts weit voraus. Es
kommt also auch zu Fehlinvestitionen, die über
kurz oder lang verlustreich korrigiert werden
müssen. Der scharfe Wettbewerb geht überwie-
gend zu Lasten kleiner und mittlerer Handels-
unternehmen. Zwar sollte es nach den Erfah-
rungen in den alten Ländern früher oder später
auch in den neuen Ländern zu einer Renais-10
sance der mittelständischen Fachgeschäfte
kommen. Eine Voraussetzung dafür ist aller-
dings, daß im Zuge der Reindustrialisierung
hinreichend Kaufkraft in der Region selbst ent-
steht.
c. Dienstleistungen für den Export
Dienstleistungen galten lange Zeit als
„nontradables", d.h. als Leistungen die interre-
gional und international nicht oder nur be-
schränkt gehandelt werden. Für viele dieser
Dienstleistungen trifft das heute nicht mehr zu.
Banken und Versicherungen, Spediteure, Han-
delsvermittler, Softwareproduzenten oder Un-
temehmensberater vermögen ihre Leistungen
inzwischen weltweit zu vermarkten. Mit Hilfe
der modernen Telekommunikationsmittel kön-
nen sie jederzeit und nahezu überall mit ihren
Kunden in Kontakt treten. Freilich stehen der-
artige Dienstleistungen größtenteils im Zu-
sammenhang mit internationalen Warenge-
schäften — etwa wenn Sendungen in das oder
aus dem Ausland transportiert, Zahlungen vor-
finanziert oder Schäden reguliert werden müs-
sen. Solche — komplementären — Dienstlei-
stungen sind also überwiegend dort gefragt, wo
eine international wettbewerbsfähige Industrie
existiert. Daran fehlt es in Ostdeutschland. Die
Absatzfelder ostdeutscher Unternehmen sind
jedoch ganz überwiegend die regionalen und
lokalen Märkte (Abschnitt III.2.b).
Internationaler Handel mit Dienstleistungen
ist nicht zuletzt das Ergebnis der Internationa-
lisierung der Produktion — und zwar der Wa-
renproduktion wie der Dienstleistungsproduk-
tion.
8 Standortverlagerungen bei Produktions-
untemehmen bieten spezialisierten Dienstlei-
stungsanbietern im Umkreis der inländischen
Muttergesellschaft eine Reihe von Betäti-
gungsmöglichkeiten. Das gilt etwa für Charter-
flugunternehmen, Rechenzentren, Werbeagen-
turen, Consultingfirmen oder auf internationa-
les Recht spezialisierte Anwaltskanzleien. Die
Industrieunternehmen in Ostdeutschland verfü-
gen kaum über Produktions- und Vertriebsstät-
ten im Ausland; ihr Bedarf an derartigen Dien-
sten ist dementsprechend gering. Folglich sind
auch ostdeutsche Dienstleister bisher kaum in
die internationale Arbeitsteilung integriert. Das
wiegt schwer, denn der internationale Handel
mit Dienstleistungen gehört zu den sich dyna-
misch entwickelnden Bereichen.
d. Dienstleistungen als Investition
Dienstleistungen gehen nicht nur als Vorlei-
stung in die Produktion ein oder fließen unmit-
telbar in den Konsum. Es gibt auch solche, die
als Investitionen anzusehen sind — und zwar
insbesondere als Investitionen in Humankapital.
Mit dem Übergang zur Marktwirtschaft ist im
Osten ein großer Umschulungs- und Fortbil-
dungsbedarf entstanden, der den Anbietern von
beruflicher Qualifizierung zumindest vorüber-
gehend einen Nachfrageboom verschafft hat.
Hier besteht zwischen Deindustrialisierung und
Dienstleistungsexpansion offensichtlich ein
unmittelbarer Zusammenhang. Das lukrative
Geschäft der Bildungsdienstleistungen wird al-
lerdings überwiegend von westdeutschen An-
bietern betrieben, die enorme Wettbewerbsvor-
teile ausspielen können. Da das Geld dafür aus
öffentlichen Kassen anfangs überreichlich floß,
haben auch zahlreiche leistungsschwache, mit-
unter unseriöse Anbieter davon profitieren kön-
nen. Ähnliches gilt für Beratungsfirmen, deren
Dienste häufig eher als Abschreibung denn als
Investition verbucht werden mußten. Derartige
Fehlentwicklungen werden sich zweifellos über
kurz oder lang korrigieren, wenngleich der
Schaden für den einzelnen oftmals beträchtlich
ist.
Dienstleister spielen auch beim Wissens-
transfer eine wichtige Rolle. Sie sind häufig
Mittier zwischen institutioneller Forschung und
Industrie. In der DDR war die Industriefor-
schung nur zum Teil in den Kombinaten und
volkseigenen Betrieben angesiedelt: Von den
etwa 130 000 Erwerbstätigen in Forschung und
Entwicklung arbeiteten 40 vH außerhalb der In-
dustrie. Es gab eine starke außerindustrielle
Forschung. Sie war schwerpunktmäßig in den
Instituten der Akademie der Wissenschaften or-
ganisiert. Diese Institute erhielten bis zu 50 vH
ihrer Aufträge von den Kombinaten. Nach
westlichen Maßstäben waren sie personell
meist üppig ausgestattet. Mit der Einführung
des westdeutschen Forschungssystems wurden
die meisten Institute aufgelöst oder größenmä-11
ßig arg zurechtgestutzt. Viele Unternehmen
mußten ihre Forschungs- und Entwicklungsab-
teilungen stark reduzieren oder schließen. Ein
Teil der Forscher hat sich als Konstrukteur,
Entwickler, Berater, Prüfer oder Sachverständi-
ger selbständig gemacht oder in neugegründe-
ten Unternehmen eine Anstellung gefunden; ein





Der Dienstleistungssektor der DDR-Wirtschaft
war nur gering entwickelt: Es fehlten vor allem
die kleinen und mittelgroßen Betriebe, die das
Gesicht des tertiären Sektors in den westlichen
Marktwirtschaften prägen. Dieser Mangel
konnte inzwischen sichtbar verringert werden.
Beinahe aus dem Nichts ist eine breite, ab-
wechslungsreiche Unternehmenslandschaft ent-
standen, in der fast überall mittelständische
Strukturen vorherrschen. Etwas Ähnliches ist in
der Industrie nicht entstanden.
Die Voraussetzungen für den Neuaufbau im
Dienstleistungssektor waren allerdings weitaus
günstiger als in der Industrie:
— Wegen der hohen Einkommenstransfers
aus dem Westen gab es von Anfang an
vielversprechende lokale Absatzmärkte.
— Wegen der geringen Anbieterdichte war
die Wettbewerbsintensität zunächst ver-
gleichsweise niedrig, nicht zuletzt, weil
sich die bisherigen Anbieter — im we-
sentlichen staatliche und genossenschaft-
liche Einrichtungen — als nicht sonder-
lich leistungsfähig erwiesen. Wer sich
rasch zum Markteintritt entschloß, ge-
wann einen Startvorsprung.
— Wegen des vergleichsweise geringen
Kapitalbedarfs bei der Gründung oder
Übernahme eines Betriebs waren die
Markteintrittsbarrieren niedrig, zumal die
Treuhandanstalt vor allem Existenzgrün-
dem mit der raschen Privatisierung von
Ladengeschäften, Gaststätten und ande-
ren Objekten zu günstigen Konditionen
den Start beträchtlich erleichterte.
Das alles lockte zahlreiche, oftmals auch
weniger finanzkräftige und manchmal unseriöse
Investoren an, darunter nicht wenige aus dem




0 gut dreieinhalbmal so
viele wie vor der Wende. Gleichwohl sind die
Verhältnisse noch nicht mit denen in West-
deutschland vergleichbar. Dort bestehen, bei
einer etwa viermal so großen Wohnbevölke-
rung, im Dienstleistungssektor etwa l,9Mill.
Unternehmen.
Ein großer Teil der Dienstleistungsunter-
nehmen in den neuen Bundesländern hat offen-
sichtlich noch nicht festen Tritt fassen können
— die Unternehmenslandschaft ist weiterhin
starken Veränderungen unterworfen: Monatlich
werden allein im Handel und bei den Gaststät-
ten mehr als 10 000 Gewerbeanzeigen regi-
striert (An-, Ab- und Ummeldungen). Die Fluk-
tuationsquote, das heißt die Anzahl der monat-
lichen Gewerbeanzeigen bezogen auf den Be-
stand, liegt mit fast 4 vH etwa doppelt so hoch
wie in Westdeutschland. Dies deutet darauf hin,
daß nicht nur in quantitativer, sondern auch und
vor allem in qualitativer Hinsicht noch be-
trächtlicher Anpassungsbedarf besteht.
Das Grundproblem ist auch im Dienstlei-
stungssektor eine zu geringe Eigendynamik.
Nach wie vor trägt sich die Entwicklung nicht
selbst, sondern wird durch hohe Finanztransfers
aus dem Westen unterstützt: Reichlich zwei
Fünftel der verfügbaren Einkommen der priva-
ten Haushalte sind Transfereinkommen (Tabel-
le 3), und von den Lohneinkommen stammt
ebenfalls ein beträchtlicher Teil von Unterneh-
men, die der Staat direkt oder indirekt subven-
tioniert. Die Wertschöpfung im Dienstlei-
stungssektor konnte im vergangenen Jahr deut-
lich weniger gesteigert werden als im Jahr zu-
vor (Tabelle 4), denn die Kaufkraft der privaten
Haushalte stieg nur noch vergleichsweise
schwach.12
Tabelle 3 — Pro-Kopf-Einnahmen und -Ausgaben der
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Quelle: DIW; Statistisches Bundesamt.
Tabelle 4 — Bruttowertschöpfung im Dienstleistungssek-




































aIn Preisen von 1991. — TiinschlieBlich Wohnungsvermietung.
Quelle: DIW; IfW; Statistisches Bundesamt.
Insgesamt wird deutlich, daß sich die Ent-
wicklung im Dienstleistungssektor auf Dauer
nicht von der im industriellen Sektor abkoppeln
läßt. In Westdeutschland beträgt derzeit das
Verhältnis der Wertschöpfung im tertiären
Sektor zur Wertschöpfung im industriellen Sek-




Das Grundmuster des Strukturwandels in der
ostdeutschen Wirtschaft war zunächst dadurch
geprägt, daß der Beitrag des industriellen Sek-
tors zur gesamtwirtschaftlichen Bruttowert-
schöpfung kräftig zurückging und dementspre-
chend der Beitrag des Dienstleistungssektors
kräftig anstieg. 1993 trug das Verarbeitende
Gewerbe in Ostdeutschland nur noch 15 vH zur
gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung bei; in
Westdeutschland waren es 28 vH. Die Deindu-
strialisierung zeigt sich im Rückzug auf lokale
und regionale Märkte. Die ostdeutschen Indu-
strieunternehmen haben vor allem dort das Feld
räumen müssen, wo sie dem überregionalen
und insbesondere dem internationalen Wettbe-
werb ausgesetzt sind, und sie haben sich nur
dort behaupten können, wo der Konkurrenz-
druck vergleichsweise gering ist. Zwar gibt es
inzwischen eine wachsende Zahl von Unter-
nehmen, die auf überregionalen Märkten Fuß
fassen.
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1 Aber es ist noch ein langer Weg, bis
die ostdeutsche Industrie insgesamt dort eine
bedeutende Rolle spielen kann — derzeit liegt
der Anteil der Exporte bei 13 vH, verglichen
mit etwa 30 vH bei der westdeutschen Indu-
strie.
Deindustrialisierung und mangelnde Welt-
marktorientierung haben erhebliche Konse-
quenzen für den Dienstleistungssektor. Es hat
sich ein großes Übergewicht der konsum- und
damit nahabsatzorientierten Bereiche heraus-
gebildet. Einige dieser Bereiche — wie der Ein-
zelhandel und das Dienstleistungshandwerk —
zeichnen sich langfristig nicht gerade durch
eine hohe Wachstumsdynamik aus. Die Chan-
cen, daß dort viele anspruchsvolle und gut be-
zahlte Arbeitsplätze entstehen, sind daher nicht
sonderlich gut. Solche Arbeitsplätze sind eher
in jenen Bereichen zu finden, die Dienstleistun-
gen für Produktionsuntemehmen erbringen.
Die Entwicklung einzelner Dienstleistungs-
branchen in den neuen Bundesländern ist durch
dreierlei gekennzeichnet: (i) kurzfristig durch
das Anpassungspotential, das von den Defiziten
im Vergleich zu westlichen Strukturen herrührt,
und (ii) die hohen Transfers, die die Kaufkraft
der privaten Haushalte bestimmen, und (iii)
langfristig durch das Entwicklungspotential,
das im wesenüichen aus dem Wachstumstempo
resultiert, mit dem sich die ostdeutsche Wirt-
schaft bewegt. Es überrascht nicht, daß (gemes-
sen an der Bruttowertschöpfung) die sogenann-
ten Sonstigen Dienstleistungsunternehmen —
zu ihnen zählen u.a. das Gastgewerbe, das
Dienstleistungshandwerk, die Freien Berufe
sowie das Kredit- und Versicherungsgewerbe13
— zunächst überaus kräftig expandierten, denn
dort waren die Defizite besonders groß. Der
Handel und das Verkehrsgewerbe konnten an
diesem Aufholprozeß dagegen wenig teilhaben,
weil dort die Rückstände kleiner waren. In die-
sen Bereichen war die Entwicklung sowohl von
Expansions- als auch von Schrumpfungsprozes-
sen geprägt, die sich in der Summe aufhoben.
Es paßt in dieses Bild, daß sich die Expan-
sion bei den Sonstigen Dienstleistungsunter-
nehmen sowie den Kreditinstituten und Versi-
cherungsunternehmen inzwischen stark ver-
langsamt hat, während beim Handel und beim
Verkehrsgewerbe die Auftriebskräfte die Ober-
hand bekommen haben. Dies läßt erwarten, daß
die Entwicklung in den großen Dienstlei-
stungsbereichen künftig einheitlicher verläuft
als bisher — nachdem ein erheblicher Teil der
Wegstrecke im Anpassungsprozeß zurückgelegt
worden ist.
Der Anpassungsprozeß im Dienstleistungs-
sektor vollzieht sich freilich nicht nur in der
realen Sphäre. Er ist auch mit erheblichen Ver-
änderungen in der Preisstruktur verbunden.
Dies spiegelt sich in den Beiträgen der einzel-
nen Bereiche zur nominalen Bruttowertschöp-
fung wider. Am kräftigsten verteuerten sich die
Leistungen der Sonstigen Dienstleistungsunter-
nehmen — nicht zuletzt aufgrund der starken
Anhebung der Mieten
1
2 — sowie die des Ver-
kehrsgewerbes. Am wenigsten verteuerten sich
die Leistungen des Handels.
Konsum- und produktionsorientierte Dienstlei-
stungen: Beispiele aus zwei Branchen
Die bisher verfügbaren Statistiken erlauben es
nicht, die Entwicklung innerhalb der einzelnen
Dienstleistungsbranchen in einem konsistenten
Rahmen zu beschreiben. Gleichwohl steht au-
ßer Zweifel, daß konsumorientierte Dienstlei-
stungsunternehmen in Ostdeutschland ein bes-
seres Umfeld vorfinden als produktionsorien-
tierte und daß sich dies auch nur allmählich, im
Zuge des Restrukturierungs- und vor allem des
Reindustrialisierungsprozesses, ändern wird.
Die Unterschiede lassen sich am Beispiel des
Handels und des Verkehrsgewerbes beschrei-
ben. Im Handel hat der Einzelhandel schon
frühzeitig Tritt fassen können, während der
Großhandel noch immer stagniert. Im Ver-
kehrsgewerbe ist es der Güterverkehr, der die
Wende inzwischen geschafft hat, während der
Personenverkehr sie noch vor sich hat.
Handel
Die Situation im Handel hat sich seit der
Wende radikal geändert, und zwar auf der Ein-
zelhandels- wie auf der Großhandelsstufe. Die-
se Entwicklungen sind in früheren Berichten
ausführlich beschrieben worden und brauchen
hier nur skizziert zu werden. Im Einzelhandel
gehört dazu insbesondere
— die Ausbreitung großflächiger Verkaufs-
formen sowie
— die Verlagerung der Aktivitäten aus dem
sogenannten primären Netz in den In-
nenstädten in das sekundäre Netz entlang
der Ausfallstraßen.
In den neuen Bundesländern entfallen inzwi-
schen auf Einkaufsparks, Super-, Discount- und
Fachmärkte vor den Toren der Städte und Ge-
meinden weitaus höhere Umsatzanteile als in
den alten Bundesländern. Dies gilt nicht nur für
Waren des täglichen Bedarfs, sondern auch für
höherwertige Gebrauchsgüter wie Möbel,
Heimtextilien, elektrische Haushaltsgeräte und
Unterhaltungselektronik. Den zahlreichen klei-
nen und mittelgroßen Einzelhändlern in den
Städten und auf dem Land bleiben derzeit oft
nur Nischen. Ihre Chancen liegen darin, sich
nicht nur mit einem höherwertigen Produktsor-
timent, sondern insbesondere mit einem besse-
ren Service von den Konkurrenten abzuheben,
die ihnen vor allem im Preiswettbewerb weit
überlegen sind.
Der Einzelhandel in Ostdeutschland schöpft
inzwischen das Kaufkraftpotential vor Ort
weitgehend aus. Er erzielte 1993 einen Umsatz
von rund 95 Mrd. DM (Tabelle 5), das waren
42 vH des gesamten privaten Verbrauchs. Ein-
kaufstourismus gibt es inzwischen kaum noch.
Er hat nur dort noch einige Bedeutung, wo be-
nachbarte westdeutsche Städte die besseren
Einkaufsmöglichkeiten bieten, u.a. bei Gütern
des gehobenen Bedarfs.
Wie beim Einzelhandel leisten auch beim
Großhandel die größeren Betriebe den Haupt-14
Tabelle 5 — Umsatzentwicklung im Groß- und Einzel-
handel in Ostdeutschland 1991-1993
Großhandel
darunter:












































Quelle: IfW; Statistisches Bundesamt.
beitrag um Aufbau eines funktionsfähigen
Vertriebsnetzes. Dort spielen die mittelständi-
schen Betriebe momentan nur die Rolle von
Nischenanbietern. Traditionsgemäß versteht
sich der Großhandel als Mittier zwischen ver-
schiedenen Produzenten (Produktionsverbin-
dungshandel) bzw. zwischen Produzenten und
Einzelhandel (Konsumgütergroßhandel). Zu
den typischen Aufgaben des Großhandels gehö-
ren die Vermittlung, der Transport und die La-
gerung von Waren. In dieser Funktion hat er es
schwer, sich in Ostdeutschland zu behaupten.
Viele Produzenten greifen dort auf eigene Logi-
stikketten zurück, die den Handel direkt belie-
fern. Die großen Filialketten wiederum nutzen
ihre neuen Vertriebszentren, um auch kleine
und mittelgroße Einzelhändler zu bedienen.
Dies alles engt das traditionelle Betätigungsfeld
umsatzschwacher Großhändler stark ein und
zwingt sie, an Endverbraucher zu verkaufen.
Nach einer Erhebung des Ifo-Instituts vom No-
vember 1993 bezeichnet sogar rund ein Drittel
der befragten Betriebe im Konsumgütergroß-
handel die Endverbraucher als ihre wichtigste
Kundengruppe.
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3 Generell ist die Vermischung
der Funktionen von Großhandel und Einzelhan-
del im Osten weit stärker ausgeprägt als im
Westen. Zudem ist der ostdeutsche Großhandel
stärker auf lokale und regionale Märkte ausge-
richtet als der westdeutsche. Seine hauptsächli-
chen Absatz-und Beschaffungsgebiete liegen
im näheren Umkreis: Zwei Drittel der befragten
Unternehmen haben ihre Kunden hauptsächlich
in einer Entfernung von weniger als 70 km, nur
ein knappes Zehntel liefert in die alten Bun-
desländer (Tabelle 6). Die Beschaffungsmärkte
liegen zwar hauptsächlich in den alten Bundes-
ländern, doch werden dabei offensichtlich an-
grenzende Regionen bevorzugt; das gilt vor
allem für die kleinen Betriebe, bei denen auf-
grund oftmals nur geringer Mengen die Trans-
portkosten stark zu Buche schlagen. Keines-
wegs überraschend ist, daß der ostdeutsche
Großhandel bisher kaum im Export- und Im-
portgeschäft vertreten ist. Das liegt in erster
Linie daran, daß bisher nur vergleichsweise we-
nige ostdeutsche Industrieunternehmen in der
Lage sind, auf den Auslandsmärkten erfolgreich
zu operieren.
Tabelle 6 — Hauptsächliche Absatz- und Beschaffungs-
gebiete des ostdeutschen Großhandels 1993
a
Bei... vH der befragten Unternehmen
erfolgen Absatz und Beschaffung
hauptsächlich in folgenden Gebieten
Absatzgebiete
Nähere Umgebung (Radius < 30 km)










































Im lokalen und regionalen Rahmen hat der
Großhandel in Ostdeutschland gleichwohl eine
wichtige Aufgabe für die ortsansässige Indu-
strie. Vom Großhandel hängt es maßgeblich ab,
ob die Produkte ostdeutscher Hersteller in die
Regale der Ladengeschäfte gelangen. Bemer-
kenswert ist, daß kleine Betriebe an dieser Auf-
gabe stärker beteiligt sind als große. So mach-
ten 1993 die Kleinstbetriebe im Konsumgüter-
handel fast 50 vH ihres Umsatzes mit ostdeut-15
sehen Produkten, bei den Großbetrieben waren
es nur 20 vH (Tabelle 7).
Tabelle 7 — Umsatzanteile ostdeutscher Produkte beim
ostdeutschen Großhandel 1992 und 1993 (vH)
Tabelle 8 — Entwicklung des Transportaufkommens im
Verkehrsgewerbe in Ostdeutschland 1991-1993
Insgesamt
darunter:
Unternehmen mit einem Um-
satz
bis 0,25 Mitt. DM
von 0,25 bi*l Miü. DM
von 100 bis 250 MiU. DM






























Der Großhandel in Ostdeutschland hat bis-
lang den Umsatzrückgang nicht stoppen kön-
nen: Er verliert bei steigenden Umsätzen in In-
dustrie und Einzelhandel Märkte. Im Jahr 1993
hat er schätzungsweise nur knapp 30 Mrd. DM
umgeschlagen, in Westdeutschland waren es
mit knapp 1 Bill. DM rund dreißigmal mehr.
Verkehrsgewerbe
Das Verkehrsgewerbe in Ostdeutschland hat in
den letzten Jahren einen gravierenden Wandel
durchgemacht. Die wichtigsten Veränderungen,
die in früheren Berichten ausführlich beschrie-
ben wurden, sind
— das Schrumpfen des Transportaufkom-
mens im Güterverkehr und die Abwande-
rung von Fahrgästen aus dem öffentli-
chen Personenverkehr hin zum Indivi-
dualverkehr sowie
— die Verlagerung der Transporte von der
Schiene auf die Straße.
Inzwischen laufen die Anpassungsprozesse
allmählich aus: Das Gütertransportvolumen ist
1993 erstmals sogar wieder kräftig gestiegen
und die Anzahl der von öffentlichen Verkehrs-
untemehmen beförderten Personen nur noch
vergleichsweise schwach gesunken (Tabelle 8).
Allerdings hält im Güterverkehr der Trend zur
Lkw-Verladung ungebrochen an; vom steigen-






















































Quelle: Bundesanstalt für den Güterfernverkehr; Deut-
sche Bahn AG; DIW; Ifo; Statistisches Bundesamt; Ver-
band Deutscher Verkehrsunternehmen.
Der Zusammenbruch der Industrie hat der
Eisenbahn seit der Wende dramatische Einbrü-
che beim Transportvolumen beschert. Die
größten Einbußen gab es bei Braunkohle,
NE-Metallen, Eisen- und Stahl- sowie Chemie-
erzeugnissen. Der Bauboom schaffte nur einen
kleinen Ausgleich, denn es gelang der Reichs-
bahn nur in geringem Maße, am Transport von
Baustoffen zu partizipieren. Auf absehbare Zeit
werden sich diese Verhältnisse wohl kaum än-
dern. Zwar zieht die Industrieproduktion im
Osten nun an, wodurch auch wieder mehr Güter
auf die Schiene verlagert werden. Doch dürften
im Braunkohlebergbau die Fördermengen wei-
ter sinken, was weitere Transportverluste be-
deutet.
Die Eisenbahn befördert inzwischen nur
noch ein Fünftel des gesamten Gütertransport-
aufkommens; am innerdeutschen Wechselver-
kehr, der nach der Grenzöffnung sprunghaft zu-
nahm und weiterhin zunimmt, hat sie einen
noch geringeren Anteil. Die Gütertransporte
zwischen West- und Ostdeutschland rollen zum
weitaus größten Teil über die Straße. Bisher hat
das Straßengütergewerbe von der Schwäche der
ostdeutschen Industrie profitieren können, denn
ein großer Teil der Industriegüter, die im Osten
abgesetzt werden sollten, mußte aus dem We-
sten herbeigeschafft werden. Künftig werden
zwar die Lieferungen aus dem Westen nicht16
mehr so stark zunehmen, dafür aber die Liefe-
rungen in den Westen um so stärker. Hinzu
kommt, daß das Transportaufkommen aufgrund




Die Anzahl der Unternehmen im Dienstlei-
stungssektor ist seit der Wende kräftig gestie-
gen — von reichlich 100 000 im Durchschnitt
des Jahres 1990 auf reichlich 300 000 im
Durchschnitt des Jahres 1993 (Tabelle 9).
1
4 Die
Statistik der Gewerbeanzeigen deutet zudem
auf ein weiterhin lebhaftes Gründungsgesche-
hen hin: Im 1. Quartal 1994 wurden im Handel
und Gaststättengewerbe rund 26 000 Gewerbe
angemeldet, das waren 17 vH mehr als im
1. Quartal 1992 und nur 6 vH weniger als im
1. Quartal 1991. Die Anzahl der abgemeldeten
Gewerbe ist allerdings noch rascher gestiegen,
der Bestandszuwachs hat sich also merklich
verlangsamt. Insbesondere in den konsumorien-
tierten Dienstleistungsbranchen — im Einzel-
handel, in Teilen des Verkehrsgewerbes, im
Gastgewerbe, im Reinigungs- und Körperpfle-
gegewerbe sowie im Gesundheitswesen — sind
bei den Bestandszahlen mittlerweile ähnliche
Relationen wie im Westen erreicht. In den
hohen Gründungs- und Liquidationsraten
drückt sich somit vor allem eine hohe Fluktua-
tion aus. Zahlreiche Existenzgründer haben of-
fenbar noch nicht Fuß gefaßt: Viele geben auf
und mache versuchen es dann auch erneut.
Entgegen den Erwartungen sind im Dienst-
leistungssektor insgesamt bisher per Saldo aber
so gut wie keine zusätzlichen Arbeitsplätze ge-
schaffen worden.
1
5 Anfangs ist ihre Zahl sogar











































































































































































































































Unternehmen, A: Arbeitsplätze. — "Teilweise auch im Handel ausgewiesen.
Quelle: DIW; IfW; Statistisches Bundesamt.17
leicht zurückgegangen, inzwischen steigt sie je-
doch wieder. Nach wie vor sind gegenläufige
Veränderungen zu beobachten:
— Im Handel und im Verkehrsgewerbe zu-
sammen sind von 1990 bis 1993 rund
360 000 Arbeitsplätze abgebaut worden;
im Handel ist die negative Entwicklung
inzwischen zum Stillstand gekommen,
im Verkehrsgewerbe hält sie aber noch
an, vor allem bedingt durch den Perso-
nalabbau bei Bahn und Post. Im wesent-
lichen spiegelt sich in diesen Zahlen die
Umstrukturierung im Distributionssy-
stem wider, das in der DDR personell
stark überbesetzt und folglich sehr inef-
fizient organisiert war.
— Im Bank- und Versicherungsgewerbe so-
wie bei den Sonstigen Dienstleistungsun-
ternehmen sind im gleichen Zeitraum
rund 385 000 zusätzliche Arbeitsplätze
geschaffen worden. Dort gab es nach
westlichen Maßstäben zuvor freilich viel
zu wenige Arbeitsplätze. Das gilt vor
allem für die wirtschaftsorientierten
Dienstleistungsberufe, von denen einige
so gut wie gar nicht existierten und an-
dere nur sehr schwach entwickelt waren.
Ein Merkmal des Dienstleistungssektors in
westlichen Marktwirtschaften ist die kleinbe-
triebliche Unternehmensstruktur. Inzwischen
hat sich die durchschnittliche Größe der ost-
deutschen Unternehmen an die der westdeut-
schen weitgehend angeglichen (Tabelle 10).
Die einstmals dominierenden Großbetriebe —
auch im Dienstleistungsgewerbe herrschte die
Kombinatsstruktur vor — sind verschwunden,
und an ihre Stelle sind zahlreiche kleine, dar-
unter nicht wenige Einpersonen-Unternehmen,
getreten. Die Angleichung der durchschnittli-
chen Unternehmensgrößen darf allerdings nicht
vorschnell als das Ende der Anpassungspro-
zesse interpretiert werden. Die Durchschnitts-
zahlen verdecken, daß ein Teil der Unterneh-
men immer noch zu groß und ein anderer Teil
zu klein ist, um überleben zu können. Einige
größere Unternehmen werden weiter Personal
abbauen müssen — das gilt insbesondere für
die beiden größten Unternehmen, die Deutsche
Bahn AG und die Bundespost — während klei-
nere Unternehmen früher oder später zusätzli-
ches Personal einstellen werden.
Tabelle 10 — Durchschnittliche Anzahl der Beschäftig-
ten je Unternehmen im Dienstleistungssektor in Ost-
































Quelle: DIW; IfW; Statistisches Bundesamt.
Umsätze
Die wirtschaftliche Entwicklung im Dienstlei-
stungssektor konnte bisher nur sehr pauschal
abgebildet werden: im wesentlichen nur anhand
hochaggregierter Ergebnisse der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen. Inzwischen
liegen für einige neue Bundesländer erste Er-
gebnisse aus der Umsatzsteuerstatistik 1992 in
tiefer Gliederung vor. Sie erlauben erstmals ein
Urteil über die Situation in einzelnen Dienst-
leistungsbranchen.
Im Jahr 1992 waren in Brandenburg, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen
1
6 rund
290 000 Unternehmen und Einzelpersonen mit
einem Jahresumsatz von mehr als 25 000 DM
umsatzsteuerpflichtig (Tabelle 11). Sie verteil-
ten sich zu jeweils einem Drittel auf die Land-
wirtschaft und das Produzierende Gewerbe, auf
den Handel und das Verkehrsgewerbe sowie auf
die Sonstigen Dienstleistungsunternehmen. Ein
Viertel aller Umsatzsteuerpflichtigen waren
Einzelhandelsbetriebe.
Auffällig im Vergleich zu den alten Bundes-
ländern ist der hohe Anteil von Umsatzsteuer-
pflichtigen in den produzierenden Bereichen.
Dies erklärt sich mit dem großen Gewicht der
Handwerksbetriebe, insbesondere der Betriebe18
Tabelle 11 — Umsatzsteuerpflichtige




















































































































Quelle: Statistisches Bundesamt; Statistische Landesämter.
im Bauhaupt- und -nebengewerbe. Im Osten
gehörten 1992 fast 14 vH aller Umsatzsteuer-
pflichtigen zum Baugewerbe, 1990 waren es im
Westen 10 vH. Auch wenn beim Handel insge-
samt die jeweiligen Anteile dicht beieinander
liegen, so ist im Osten ist der Einzelhandel
deutlich stärker repräsentiert, im Westen sind es
hingegen der Großhandel und die Handels-
vermittlung. Größere Abweichungen gibt es
auch bei den Dienstleistungsunternehmen im
engeren Sinne (Dienstleistungen von Unterneh-
men und Freien Berufen). Diese sind in Ost-
deutschland nur relativ schwach vertreten. Der
Anteil der rechts-, Steuer- und wirtschaftsbera-
tenden Berufe ist dort erst halb so hoch wie in
Westdeutschland.
Die Struktur der Umsätze zeigt in Ost und
West ein ähnliches Bild wie die Struktur der
Steuerpflichtigen. Auffällig sind die hier na-
hezu identischen Anteile bei den Dienstlei-
stungsunternehmen im engeren Sinne. Diese
Unternehmen sind in den neuen Bundesländern
vergleichsweise umsatzstark, auch wenn die
Höhe ihrer Umsätze noch lange nicht so hoch
ist wie die der Unternehmen in den alten Län-
dern (Tabelle 12).
Generell gilt, daß in Ostdeutschland die Um-
sätze je Unternehmen im Durchschnitt aller
Dienstleistungsbranchen nicht einmal die Hälfte
der Umsätze ausmachen, die ein Unternehmen
in Westdeutschland im Durchschnitt erzielt. Da
sich die Unternehmen in beiden Teilen
Deutschlands im Hinblick auf ihre durch-
schnittliche Beschäftigtenzahl kaum noch un-
terscheiden, kann man aus diesem Ergebnis
auch auf die Umsatzproduktivität schließen: Sie
beträgt im Osten ebenfalls weniger als die Hälf-
te der Produktivität im Westen. Dieses Ergeb-
nis deckt sich mit anderen Befunden für die In-
dustrie.19
Tabelle 12 — Umsatz je Umsatzsteuerpflichtigen
a nach







































































"Mit mehr als 25 000 DM Jahresumsatz. —
 bOhne Mecklenburg-Vor-
pommern und Berlin-Ost. — 'Ostdeutschland zu Westdeutschland.
Quelle: Statistisches Bundesamt; Statistische Landesäm-
ter.
Die Statistik liefert auch keine Hinweise dar-
auf, daß sich die Verteilung der Umsätze der
Unternehmen auf Größenklassen in Ost und
West gravierend unterscheidet, auch wenn im
Osten wegen der insgesamt geringeren Umsätze
die unteren Umsatzgrößenklassen ein stärkeres
Gewicht haben als im Westen und im Westen
die oberste Klasse ein besonders hohes Gewicht
hat. So erzielten im Handel 1992 rund 28 vH
aller Steuerpflichtigen einen Jahresumsatz von
weniger als 100 000 DM, in den alten Bundes-
ländern waren es 1990 rund 22 vH (Tabel-
le AI). Die Zahlen machen deutlich, daß es im
Dienstleistungssektor — im Osten wie im We-
sten — zahlreiche „Kümmerexistenzen" gibt.
Selbst wenn man berücksichtigt, daß unter den
Steuerpflichtigen in den unteren Umsatzklassen
solche mit unterjährigen Umsätzen überdurch-
schnittlich häufig zu finden sind: Bei den oft-
mals geringen Margen läßt sich bei Umsätzen
unter 100 000 DM nur mehr schlecht als recht
existieren. Vielfach dürfte es sich dabei um Ne-
benerwerbe handeln.
Investitionen und Produktivität
Zur Stärkung der Wettbewerbskraft haben die
Unternehmen im Dienstleistungssektor bereits
erhebliche Beträge investiert — im Zeitraum
von 1991 bis 1993 summieren sich diese nach
Schätzungen des Ifo-Instituts für Wirtschafts-
forschung auf reichlich 100 Mrd. DM (Tabelle
13). Dies entspricht knapp einem Drittel aller in
Ostdeutschland getätigten Investitionen. Davon
entfiel etwa die Hälfte auf Investitionen von
Bahn, Post und Telekom. Die Bedeutung dieser
Investitionen kann nicht hoch genug einge-
schätzt werden, denn die Investitionen zum
Aufbau leistungsfähiger Verkehrs- und Kom-
munikationsnetze sind komplementär zu den
Investitionen der Unternehmen. Ohne den ra-
schen Ausbau des Straßen- und Telefonnetzes
wären viele neue Dienstleistungsunternehmen
in den Startlöchern steckengeblieben.
Tabelle 13 — Bruttoanlageinvestitionen
a im Dienstlei-







































aNeue Anlagen in jeweiligen Preisen. — Ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Ifo; Statistisches Bundesamt.
Auffällig ist die relativ niedrige Investitions-
intensität im Handel — je Einwohner wurden
im Jahr 1993 sogar geringere Summen inve-
stiert als in Westdeutschland (Schaubild 4). Das
scheint nicht zu dem Bild passen, das sich dem
Beobachter in Ostdeutschland bietet, denn über-
all schießen neue Einkaufszentren und Verbrau-
chermärkte wie Pilze aus dem Boden. Es darf
jedoch nicht übersehen werden, daß viele dieser
Objekte recht schlicht gehalten wurden. Über-
dies können Bauten auf der grünen Wiese mit
vergleichsweise geringem Investitionsaufwand20
Schaubild 4 — Investitionsintensität im Dienstleistungs-
sektor











aNeue Anlagen in jeweiligen Preisen je Einwohner. — Ohne Wohnungs-
vermietung. — Einschließlich Kreditinstitute und Versicherungsunter-
nehmen.
Quelle: Ifo; Statistisches Bundesamt.
erstellt werden. Auch werden in den Innen-
städten erst geringe Beträge investiert: Der
Neubau aufwendiger Warenhäuser oder Laden-
passagen hat gerade erst begonnen oder steckt
noch in der Vorbereitung.
Bei alledem muß allerdings im Blick gehal-
ten werden, daß die Investitionen in der Stati-
stik normalerweise nach dem Eigentümerkon-
zept ausgewiesen, also dem Investor, nicht dem
Nutzer zugeordnet werden. Im Dienstiei-
stungssektor wird ein hoher Teil der Ausrü-
stungen und Bauten geleast. In Westdeutsch-
land liegt der Anteil der gemieteten oder ge-
pachteten Anlagegüter im Handel bei rund ei-
nem Drittel, in einigen anderen Bereichen wie
der Wirtschafts- und Steuerberatung oder der
Datenverarbeitung sogar noch höher. In Ost-
deutschland dürfte das Leasing stärker verbrei-
tet sein als im Westen; so gibt es vergleichs-
weise viele Unternehmen, die nach dem Fran-
chise-System arbeiten. Die hohe Investitionsin-
tensität der Sonstigen Dienstleistungsunter-
nehmen in Westdeutschland läßt sich zu einem
guten Teil mit der großen Bedeutung des
Leasings in Ostdeutschland erklären, denn die
Vermietung und Verpachtung von Anlagegü-
tern wird vermutlich teilweise dort nachgewie-
sen.
Investitionen und Personalabbau haben auch
dem Dienstleistungssektor zu einem Produk-
tivitätsschub verholfen; hinzu kamen zum Teil
kräftige Preisanhebungen infolge des Subven-
tionsabbaus. Bei den Sonstigen Dienstlei-
stungsunternehmen war die Bruttowertschöp-
fung je Erwerbstätigen im Jahr 1993 um rund
ein Fünftel und beim Handel und Verkehrsge-
werbe nach einer überschlägigen Schätzung so-
gar um ein Drittel höher als im Jahr 1991.
Gleichwohl wurde in beiden Bereichen noch
nicht einmal die Hälfte des westdeutschen Pro-
duktivitätsniveaus erreicht. Allerdings verdek-
ken Durchschnittszahlen wie diese mitunter
mehr als sie aufdecken. Derzeit streut die Pro-
duktivität in Ostdeutschland vermutlich außer-
ordentlich stark — zwischen einzelnen Bran-
chen und mehr noch innerhalb derselben. Wie
im Produzierenden Gewerbe gibt es auch im
Dienstieistungssektor vermutlich nicht wenige
Unternehmen, die das Produktivitätsniveau der
westdeutschen Unternehmen bereits überschrei-
ten. Die Ergebnisse der Jahreserhebung 1991/
92 im Großhandel zeigen beispielhaft (Tabel-
le 14), daß dort die Produktivitätsunterschiede
zwischen kleinen und großen Unternehmen sehr
groß sind. Auffällig ist, daß die Umsatzproduk-
tivität bei kleinen und mittleren Unternehmen
kräftig gesunken ist, während sie sich bei Groß-
unternehmen ebenfalls kräftig erhöht hat. Letz-
teres läßt sich wohl nur mit Struktureffekten er-
klären: 1991 dominierten vielfach noch die Alt-
betriebe, die 1992 weitgehend verschwunden
waren. Inzwischen wird die Großhandelsland-
schaft in Ostdeutschland von den Filialbetrie-
ben westdeutscher Handelsketten bestimmt.
Deren Umsatzproduktivität liegt im Osten teil-
weise über der der Betriebe im Westen.21
Tabelle 14 —- Umsatzproduktivität
a im Großhandel
1
3 in Ost- und Westdeutschland 1991 und 1992
Großhandel insgesamt





Unternehmen mit Sitz in
Ostdeutschland
Westdeutschland















































Jahresumsatz von 1 Mill. DM und mehr. — Ostdeutschland zu
Quelle: Statistisches Bundesamt (Veröffentlichung der Ergebnisse für 1992 erfolgt in „Wirtschaft und Statistik", H. 8,
1994).
Kostenstruktur und Ertragslage
Bisher fällt es sehr schwer, die Ertragslage der
Unternehmen zu beurteilen; es liegen nur we-
nige Informationen vor.
1
7 Die Lage ist aber
vermutlich sehr angespannt. Dafür spricht, daß
die Umsätze noch vergleichsweise niedrig, die
Kosten aber schon vergleichsweise hoch sind.
Ein gravierendes Problem sind auch im
Dienstieistungssektor die hohen Löhne. Die Ef-
fektivverdienste haben in den meisten Branchen
inzwischen 70 bis 75 vH des westdeutschen
Niveaus erreicht (Tabelle 15). Zu den Bran-
chen, die am raschesten aufgeholt haben, zählt
der Einzelhandel, der Großhandel liegt noch am
weitesten zurück. Allerdings ist das Bild we-
sentlich facettenreicher, als es in diesen Zahlen
zum Ausdruck kommt. So war im Einzelhandel
bis zum 30.04.1994 die sogenannte Mittel-
standsklausel in Kraft, die kleinen Betrieben
Lohnabschläge bis 10 vH (zuletzt bis 6 vH) er-
laubte. Viele Betriebe machten davon Ge-
brauch. Außerdem ist zu vermuten, daß zahlrei-
che Unternehmen nicht nach Tarif bezahlen, da
sie nicht Mitglied eines Arbeitgeberverbands
sind. Es ist also sehr wahrscheinlich, daß in
vielen Fällen die gezahlten Vergütungen stark
vom Durchschnitt abweichen.
Tabelle 15 — Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste
der Angestellten im Groß- und Einzelhandel und bei den















































Die vorliegenden Informationen deuten al-
lerdings darauf hin, daß sich die Schere zwi-
schen Produktivität und Löhnen allmählich
schließt. So war im Großhandel im Jahr 1992
die Lohnquote im Osten nur noch geringfügig
höher als im Westen, bei den großen, umsatz-
starken Unternehmen war sie sogar deutlich
niedriger (Tabelle 16).22
Tabelle 16 — Zur wirtschaftlichen Lage im Großhandel







mit Umsatz von ... DM
1 MiU. bis unter 5 MiU.
5 MiU. bis unter 50 MiU.
50 MiU. bis unter 250 MiU.









































aUnternehmen mit 1 MiU. DM und mehr Jahresumsatz. — Anteil des Rohertrags
am Umsatz. —












































d. Zum Bezug von Dienstleistungen
durch die ostdeutsche Industrie —
Ergebnisse einer Umfrage
Anhaltspunkte über den Bezug von Dienstlei-
stungen durch die ostdeutsche Industrie konn-
ten mit Hilfe einer Umfrage des DIW vom letz-
ten Winter gewonnen werden.
1
8 Wie nicht an-
ders zu erwarten ist, hängt die Nachfrage der
Industrieunternehmen nach produktionsnahen
Diensten stark von der Art der Leistung ab. Es
gibt Dienste, die von vielen Unternehmen nicht
benötigt werden und solche Leistungen, die
zwar gebraucht, aber in den meisten Fällen von
den Industrieunternehmen selbst erbracht wer-
den. Eine Reihe anderer Dienstleistungen indes
wird von der Industrie meist bei entsprechenden
Zulieferern in Auftrag gegeben.
Zu den Leistungen, die extern nachgefragt
werden, gehören Transportleistungen (Tabelle
17). Den Befragungsergebnissen zufolge hat
nur ein Drittel der ostdeutschen Industrieunter-
nehmen einen eigenen Fuhrpark. Die anderen
beauftragen Fuhrunternehmen und Spediteure.
Kleine Unternehmen erbringen Transportlei-
stungen überwiegend selbst. Das liegt zum
einen daran, daß ihr Lieferradius meistens eng
ist, zum anderen daran, daß sie stark in solchen
Industriezweigen (wie z.B. das Ernährungsge-
werbe) tätig sind, in denen ein flexibel einsetz-
barer eigener Fuhrpark Vorteile bringt. Solche
Industrieunternehmen, die Transportleistungen
beziehen, vergeben die Aufträge zumeist an
Anbieter in der Nähe ihres eigenen Standorts
(Tabelle 18). Zum Teil werden auch Geschäfte
mit Fuhrunternehmen aus anderen Teilen der
neuen Bundesländer gemacht, nicht selten mit
Unternehmen aus den alten Bundesländern. An-
bieter von dort werden vergleichsweise häufig
von Betrieben in Besitz westdeutscher oder aus-
ländischer Unternehmen in Anspruch genom-
men. In nicht wenigen dieser Fälle dürften die
Geschäftsbeziehungen zwischen Unterneh-
menszentrale und Fuhrunternehmen auf den Be-
trieb in Ostdeutschland ausgeweitet worden
sein.
Die Steuerberatung, ebenfalls eine der „klassi-
schen" Dienstleistungen für Unternehmen, wird
von fast allen ostdeutschen Industrieunter-
nehmen in Anspruch genommen. Dabei lassen
sich zwei gleich große Gruppen unterscheiden:
Die einen lassen sich von Steuerberatern aus
ihrer näheren Umgebung betreuen, die anderen
von Steuerberatern aus den alten Bundeslän-
dern. Auch hier gibt es große Unterschiede zwi-
schen eigenständigen Industrieunternehmen und
den Tochtergesellschaften westdeutscher und23
Tabelle 17—Ausgewählte Dienstleistungen, die von den Indus trieuntemehmen in den neuen Bundesländern selbst er-






































Die jeweilige Dienstleistung wird von ... vH aller Unternehmen

























































































































































































































Quelle: Befragung des DIW vom Winter 1993/94.
ausländischer Firmen. Letztere lassen sich in
der Regel von westdeutschen Steuerexperten
beraten, die „rein" ostdeutschen Unternehmen
hingegen nehmen meist einen Steuerberater in
ihrer näheren Umgebung. Allerdings gibt es
auch unter ihnen einige, die einen westdeut-
schen Steuerberater haben. Das läßt darauf
schließen, daß es bei diesem Berufsstand in
Ostdeutschland auf der Angebotsseite noch De-
fizite gibt.24










































Unternehmen, die vor 1990 in
privater Hand waren












































































































































































































































































































































































































Quelle: Befragung des DIW vom Winter 1993/94.
Die Weiterbildung der Mitarbeiter ist eine
Aufgabe, die ebenfalls von den meisten Indu-
strieunternehmen in den neuen Bundesländern
nicht selbst erfüllt, sondern eigenständigen Bil-
dungseinrichtungen übertragen wird. Häufig
werden Angebote in unmittelbarer Nähe wahr-
genommen. Oft werden aber auch die Mitarbei-
ter zur beruflichen Qualifizierung in Fortbil-
dungsstätten in anderen Regionen der neuen
Bundesländer oder in den alten Bundesländern
geschickt. Bei Qualifizierungsleistungen neh-
men die eigenständigen Betriebe vornehmlich
Anbieter vor Ort in Anspruch, die ostdeutschen
Betriebe westdeutscher und ausländischer Un-
ternehmen setzen dagegen stärker auf Weiter-
bildungsinstitute im Westen der Bundesrepu-
blik. Diese Betriebe bilden ihre Mitarbeiter
häufig selbst weiter. Das dürfte daran liegen,25
daß sie bessere Weiterbildungsmöglichkeiten
besitzen, denn sie sind im Durchschnitt ver-
gleichsweise groß und haben dadurch größere
Möglichkeiten für Weiterbildungsaktivitäten.
Zudem können sie die Belegschaften auch in
anderen Betrieben des Unternehmensverbunds
qualifizieren. Von einem Teil der eigenständi-
gen ostdeutschen Betriebe wird der Stellenwert
der beruflichen Weiterbildung aber offensicht-
lich gering eingeschätzt. Immerhin ein Sechstel
von ihnen meint, daß berufliche Weiterbildung
für die Mitarbeiter nicht erforderlich sei.
Forschung und Entwicklung werden von den
ostdeutschen Industrieunternehmen — sofern
sie als bedeutsam erachtet werden — zumeist
als Aufgaben angesehen, die innerbetrieblich
oder im Unternehmensverbund zu bewältigen
sind. Nur wenige Unternehmen vergeben Auf-
träge für solche Leistungen an andere Firmen.
Von den Unternehmen haben die meisten Ge-
schäftsbeziehungen mit entsprechenden Dienst-
leistern aus den alten Bundesländern. An Unter-
nehmen aus der näheren Umgebung oder aus
anderen Teilen der neuen Bundesländer werden
kaum Entwicklungsarbeiten vergeben; das gilt
sowohl für die eigenständigen ostdeutschen In-
dustrieunternehmen als auch — und noch mehr
als bei diesen — für die Betriebe in Besitz
westdeutscher und ausländischer Unternehmen,
und das gilt sowohl für die Entwicklung von
Produktionsverfahren und die organisatorische
Verbesserung von Produktionsabläufen als auch
für die Entwicklung von Produkten. Offenbar
fällt es bei solchen Leistungen, bei denen die
räumliche Nähe zu den Abnehmern generell
kein ins Gewicht fallender Standortvorteil ist,
den ostdeutschen Dienstleistern schwer, sich
gegenüber der Konkurrenz aus dem Westen zu
behaupten.
In einigen Industriezweigen betreiben viele
Betriebe keine eigene Forschung und Entwick-
lung und vergeben auch keine Entwicklungs-
aufträge an andere Unternehmen. Das hängt mit
der Art ihrer Produktion zusammen. So findet
in dem Industriezweig Steine und Erden, in der
Stahlindustrie, in der Holzbearbeitung und in
der Druckindustrie wenig Produktentwicklung
vor Ort statt. Insbesondere bei kleinen Unter-
nehmen erfolgt die Modernisierung der Verfah-
renstechnik durch den Kauf neuer Anlagen.
Die Datenverarbeitung wird von den meisten
Industrieunternehmen selbst durchgeführt. So-
fern Aufträge vergeben werden, gehen sie
größtenteils an Unternehmen in der näheren
Umgebung. Lediglich ein Teil der Unterneh-
men bezieht diese Dienstleistungen aus den al-
ten Bundesländern. Dabei zeigen sich die be-
kannten Unterschiede im Verhalten von eigen-
ständigen Unternehmen und von Betrieben in
Besitz westdeutscher und ausländischer Unter-
nehmen. Erstere lassen ihre Datenverarbeitung
vornehmlich von Firmen in der Nähe des eige-
nen Standorts durchführen, letztere in West-
deutschland.
Funktionen, die mit dem Absatz der Produk-
tion zusammenhängen, werden nur von einem
kleinen Teil der Unternehmen an einschlägige
Dienstleistungsfirmen übertragen. Lediglich je-
des fünfte Unternehmen betraut externe Dienst-
leister mit Vertriebsaufgaben; dabei handelt es
sich in erster Linie um den Einsatz von Vertre-
tern in Westdeutschland. Ebenso wenige ost-
deutsche Betriebe lassen Marktforschung
betreiben — vornehmlich von Unternehmen in
Westdeutschland. Vergleichsweise häufig wer-
den dagegen Werbeleistungen zugekauft. Hier
bekommen vielfach Anbieter in Ostdeutschland
den Zuschlag.
Alles in allem gehen von der Industrie in den
neuen Bundesländern durchaus Impulse auf die
produktionsnahen Dienstleistungen aus. Aller-
dings begünstigt ein erheblicher Teil der Nach-
frage Unternehmen in den alten Bundesländern.
Das liegt an Schwächen auf der Angebotsseite
in den neuen Bundesländern. Viele Aufträge
werden aber auch an westdeutsche Dienstleister
vergeben, weil die Industriebetriebe in Besitz
westdeutscher und ausländischer Unternehmen
und in die Geschäftsbeziehungen ihrer Mutter-
gesellschaften oder anderer Teile ihres Unter-
nehmensverbundes mit Anbietern aus den alten
Bundesländern eingebunden sind. Immerhin
entfällt auf die Betriebe mit westdeutscher und
ausländischer Beteiligung reichlich die Hälfte
der Arbeitsplätze in der ostdeutschen Industrie.26
e. Fazit
Beim Aufbau eines modernen Dienstlei-
stungssektors hat die ostdeutsche Wirtschaft
zweifellos einen großen Schritt nach vorn ge-
macht. Gleichwohl bestehen in Teilbereichen
noch Defizite, vereinzelt zeichnen sich auch
Fehlentwicklungen ab:
hl sektoraler Hinsicht wird das Bild von
konsumorientierten Dienstleistungen, vor allem
von den Aktivitäten des Einzelhandels, be-
stimmt. Bei produktionsorientierten Dienstlei-
stungen gibt es dagegen einen beträchtlichen
Rückstand. Der Hauptgrund dafür ist die
schmale industrielle Basis. Zudem erhalten bei
der Vergabe von Aufträgen aus der Industrie
oftmals westdeutsche Anbieter den Zuschlag.
hi regionaler Hinsicht konzentrieren sich die
Aktivitäten der Dienstleistungsunternehmen auf
Nachfrager in ihrer näheren Umgebung; die
Einbindung der Unternehmen in die überregio-
nale und insbesondere in die internationale Ar-
beitsteilung ist noch vergleichsweise schwach
entwickelt. Auch dies ist maßgeblich auf den
geringen Bestand an Industrieunternehmen zu-
rückzuführen, die für den Fernabsatz produzie-
ren.
Bei alledem darf auch nicht übersehen wer-
den, daß sich viele Unternehmen auf einer lan-
gen „Durststrecke" befinden. Die Umsatzpro-
duktivität ist im Durchschnitt noch niedrig, und
daran gemessen sind die Kosten hoch, vor al-
lem Löhne und Mieten. Insbesondere kleine
Unternehmen mit nur geringem Eigenkapital
sind von Auszehrung bedroht. Dazu trägt auch
der wachsende Konkurrenzdruck von seiten
leistungsstarker Großunternehmen bei.
Gleichwohl muß man sich vor pauschalen
Urteilen hüten. Die Situation ist örtlich sehr
verschieden, je nachdem, in welchem wirt-
schaftlichen und politischen Umfeld die Unter-





Chemnitz hat sich im Verlauf seiner über
800jährigen Geschichte zu einem bedeutenden
industriellen Zentrum entwickelt. Bereits im
14. Jahrhundert wurde mit der Erteilung des
Bleichprivilegs die Grundlage für die Textil-
herstellung und -Verarbeitung gelegt. Chem-
nitzer Tuche sind seit dem 18. Jahrhundert in
ganz Europa begehrt. Nach der Inbetriebnahme
der ersten beiden Baumwollspinnereien engli-
scher Herkunft 1799/1800 etablierte sich auch
ein eigener Maschinenbau. Chemnitz entwik-
kelte sich so zur „ersten Fabrik- und zweiten
Handelsstadt" in Sachsen und wurde in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts auch als
„sächsisches Manchester" bezeichnet, womit
auf die Schattenseiten des industriellen Auf-
stiegs hingewiesen wurde. Mit der raschen in-
dustriellen Entwicklung im 19. und 20. Jahr-




Chemnitz wurde Ende des Zweiten Welt-
kriegs zu etwa zwei Dritteln zerstört. Alliierte
Luftangriffe legten am 5. März 1945 das „alte
Chemnitz", insbesondere den Stadtkern, in
Schutt und Asche. Mit dem Wiederaufbau, vor-
nehmlich in den 50er und 60er Jahren, wurde
die alte Ringbebauung durchbrochen und die
Straßenführung völlig verändert. Nur wenige
historische Gebäude blieben erhalten. Unter
Vernachlässigung der Altbausubstanz wurden
ab Mitte der 60er Jahre außerhalb des Stadtzen-
trums mehrere große Wohngebiete geschaffen,
u.a. auf den Fluren dreier Stadtgebiete sowie
auf dem Gelände des ehemaligen Flughafens
das Fritz Heckert-Wohngebiet (als größte Neu-
bausiedlung), in dem heute über 80 000
Einwohner leben. In diesem Zeitraum wurde
auch die Bebauung des Stadtzentrums fortge-
setzt. Die Gestaltung der City blieb trotzdem
bisher ein Torso. Neben einer geschlossenen
Architektur fehlen Magistralen und Boulevards
mit vielfältigen Möglichkeiten zum Einkauf
und zur Freizeitgestaltung. So wirkt die Innen-
stadt wenig anziehend.27
Chemnitz, von 1953 bis 1990 in Karl-Marx-
Stadt umbenannt, liegt im südwestlichen Lan-
desteil des Freistaats Sachsen (Tor zum Erzge-
birge). Die Gesamtfläche der Stadt beträgt
130 km
2.
Während der DDR-Zeit blieb die Stadt mit
ihrem Umland ein wichtiger industrieller
Raum. Sie verfügte, nach DDR-Maßstäben,
über eine relativ gut ausgebaute Verkehrsinfra-
struktur. Sie war durch ihre zentrale Lage in der
westsächsischen Industrieregion in ein dichtes,
weitverzweigtes Schienen- und Straßennetz in-
tegriert. Mit rund 300 000 Einwohnern war es
die viertgrößte Stadt in der DDR. Unter Einbe-
ziehung des Landkreises lebten im Großraum
Chemnitz 1989 rund 400 000 Menschen. Die
Stadt war politisches und administratives Zen-
trum des mit rund 2 Mill. Einwohnern bevölke-
rungsreichsten Bezirks. Von den rund 178 000
Beschäftigten (ohne Auszubildende) arbeiteten
1989 rund 94 000 (53 vH) in der Industrie und
über 13 000 (7 vH) im Baugewerbe. Etwa ein
Fünftel der Industrieproduktion des Bezirks
wurde in der Stadt erzeugt. Hier waren auch die
Stammbetriebe und Leitungen mehrerer Kom-
binate ansässig, wie des Werkzeugmaschinen-
baus, des Textilmaschinenbaus, des Straßen-
fahrzeugbaus und der Textilindustrie. In Chem-
nitz existierte eine Vielzahl von Großbetrieben
(Tabelle 19). Zu den größten Betrieben zählten
das Barkas-Werk (Produzent von Hauptag-
gregaten für den Straßenfahrzeugbau) mit rund
4 800 Beschäftigten, der Stammbetrieb des
Werkzeugmaschinenbaukombinats „Fritz Hek-
kert" mit 4 200 Beschäftigten und ein Spinne-
reimaschinenbaubetrieb mit 1 800 Beschäftig-
ten. Weitere Betriebe, wie ein Schraubenwerk
und ein Drehmaschinenbaubetrieb, beschäftig-
ten zusammen etwa 3 000 Arbeitskräfte.
In Chemnitz konzentrierten sich in den
bestimmenden Industriezweigen auch wichtige
Forschungspotentiale. So waren im damaligen
Forschungszentrum des Werkzeugmaschinen-
baus über 1 500 und in den Betrieben des Tex-
tilmaschinenbaus rund 600 Forscher und Ent-
Tabelle 19 — Bedeutende Industrieunternehmen in der Stadt Chemnitz 1989-1994
F. Hecken Chemnitzer Werkzeugmaschinen GmbH
METAVO Metallverarbeitungs- und Vorrichtungsbau GmbH
(Ausgliederung)
Barkas GmbH (ehem. VEB Barkas-Werke)
VW Sachsen GmbH — Motorenfertigung Chemnitz (Neugründung)
Hörmann Barkas Industrietechnik GmbH (Ausgliederung)
Sachsenhydraulik GmbH Chemnitz (ehem. VEB Industriewerke)
Chemnitzer Spinnereimaschinenbau GmbH (ehem. VEB
Spinnereimaschinenbau)
Ermafa Kunststofftechnik Chemnitz GmbH (ehem. VEB Erste
Maschinenfabrik)
Chemnitzer Webmaschinenbau GmbH (ehem. VEB Webstuhlbau)
HURTH MODUL GmbH Chemnitz (ehem. VEB Zahnschneide-
maschinenfabrik MODUL)
Apparate- und Anlagenbau GERMANIA GmbH (ehem. VEB
Germania)
Schleifmaschinenwerk GmbH (ehem. VEB Schleifmaschinenwerk)
Wirkbau Textilmaschinen GmbH (ehem. VEB Wirkmaschinenbau),
Auflösung 1993



























































































Wickler tätig. Darüber hinaus gab es eine Tech-
nische Universität und eine Reihe von Fach-
schulen.
Die Dienstleistungen waren im Vergleich zu
westdeutschen Städten relativ gering entwik-
kelt. So erreichte bei den etwa 1 000 Einzelhan-
delsgeschäften die Verkaufsfläche je Einwohner
lediglich etwa ein Drittel des westdeutschen
Schnitts. Selbständige Firmen, die wirtschafts-
nahe Dienstleistungen anboten, gab es nur in
einzelnen Bereichen, wie im Verkehrsgewerbe
und im textilen Reinigungswesen. Entspre-
chend der Kombinatsphilosophie wurden Lei-
stungen wie Ingenieurtätigkeit, Datenverarbei-
tung oder Gebäudebewachung weitestgehend in
den Produktionsbetrieben selbst erbracht. Für
DDR-Verhältnisse gut war das Angebot an
konsumnahen Dienstleistungen. Das Dienstlei-
stungskombinat „Karl-Marx-Stadt" gehörte zu
den leistungsfähigsten Betrieben dieser Branche
in der DDR und bot die für ehemalige volksei-
gene Dienstleistungsbetriebe typische Lei-
stungspalette (von Schneiderleistungen bis hin
zum Ausleihdienst für bestimmte hochwertige
technische Geräte) über ein weitverzweigtes
Annahmestellennetz an. Es gab freilich oft lan-
ge Wartezeiten bis zur Erledigung der Aufträge.
Unzureichend war das Angebot im Beher-
bergungsgewerbe. 1989 gab es in Chemnitz nur
7 Hotels mit rund 1 100 Betten; darunter drei
Interhotels, auf die vier Fünftel der Bettenka-
pazität entfielen. Von den übrigen 4 Hotels be-
fanden sich 3 in einem solchen schlechten Bau-
zustand, daß sie inzwischen geschlossen wer-
den mußten. Keines der Häuser konnte bezüg-
lich Ausstattung, Zimmergröße und Servicean-
gebot internationalen Ansprüchen genügen.
Außerdem standen noch einfache Unterbrin-
gungsmöglichkeiten (rund 1 500 Plätze) in so-
genannten Arbeiterwohnheimen zur Verfügung.
Die Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union hat auch in Chemnitz die Folgen über
40jähriger sozialistischer Planwirtschaft — ei-
ner in großen Teilen international nicht wett-
bewerbsfähigen Industrie — deutlich zutage
treten lasseh. Die weltweite Rezession im Ma-
schinenbau war eine zusätzliche Belastung für
die Betriebe. Der veränderten Situation entspre-
chend wurde Chemnitz Mitte 1993 als „struk-
turschwache Region" nach den Förderrichtli-
nien der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur" eingestuft.
Weichenstellung: Entwicklungskonzepte und
Förderziele
Die bisher durch die Stadtverwaltung und die




ab, Chemnitz als Industriestandort zu erhalten
und ihn künftig zu einem Technologieschwer-
punkt Sachsens auszubauen. Entsprechend der
regionalen Lage soll die Stadt als „industrielles
Tor zum Ostmarkt" und Ost-West-Brückenkopf
entwickelt werden. Dafür werden die struktu-
relle Erneuerung der Wirtschaft in Verbindung
mit der Einführung moderner Technologien in
den Betrieben als entscheidend angesehen. Der
Förderung und Entwicklung von Innovationen
soll eine Schlüsselfunktion für die wirtschaftli-
che Entwicklung der Stadt und der gesamten
Region zukommen. Mit der Absicht, die Kem-
strukturen der Wirtschaft zu erhalten, soll die
Investitionsgüterproduktion auch in Zukunft
das wirtschaftliche Bild der Stadt bestimmen.
Dabei sollen mittelständische Betriebe und das
Handwerk tragende Säulen sein.
Große Hoffnungen wurden anfangs auf die
Ansiedlung einiger Großinvestoren, wie der
Siemens AG und der Volkswagen AG, gesetzt.
Diese Hoffnungen haben sich bisher nicht er-
füllt. Seitens der Siemens AG gibt es nach Aus-
sage der Stadtverwaltung keine Festlegung,
wann mit dem Bau eines Betriebs für die Pro-
duktion von elektronischen Steuerungen be-
gonnen werden soll.
2
1 Auch bei VW sind Ver-
zögerungen eingetreten. Ursprünglich war die
Inbetriebnahme eines neuen Werks für die Pro-
duktion von Motoren (für das neue Automobil-
werk in Mosel bei Zwickau) zum 01.07.1994
vorgesehen. Im neuen Werk sollten etwa
500 Arbeitskräfte beschäftigt werden. Weitere
1 000 Arbeitsplätze sollten in Zulieferbetrieben
und Dienstleistungsfirmen entstehen.
Das Rahmenkonzept der Stadtentwicklung
sieht auch vor, die Revitalisierung der Region
durch den Aufbau eines Messezentrums zu un-
terstützen. Dieses Vorhaben muß mit Skepsis
betrachtet werden. Es ist fraglich, ob die Stadt29
tatsächlich Chancen im Wettbewerb mit der
Messestadt Leipzig haben kann.
Als eine wesentliche Voraussetzung für die
künftige Entwicklung der Stadt wird die Schaf-
fung einer modernen Verkehrsinfrastruktur an-




fügt jedoch nicht über hochwertige Schienen-
verbindungen. Nach dem Bundesverkehrswe-
geplan sind auch keine entscheidenden Verbes-
serungen vorgesehen. Ein weiterer Mangel ist
die fehlende Anbindung an einen Verkehrsflug-
hafen.
2
3 Inzwischen wurde — nach der Grün-
dung einer Betreibergesellschaft mit den Land-
kreisen Stollberg und Chemnitz — mit dem
Ausbau des ehemaligen NVA-Flughafens
Jahnsdorf 15 km vor Chemnitz begonnen. Die-
ser Flughafen, der nur von kleineren Maschinen
angeflogen werden kann, soll künftig die Mög-
lichkeiten für den Geschäftsflugverkehr verbes-
sern. Langfristig wird ein mit dem Land Thü-
ringen abgestimmter Ausbau des Regionalflug-
hafens Altenburg, der eine günstige Lage hat
und gute Ausbaumöglichkeiten bietet, favori-
siert. Verbessert werden soll auch der Perso-
nennahverkehr in Stadt und Umland.
Die Umgestaltung der Innenstadt hat einen
hohen Stellenwert. Gegenwärtig läuft ein Ar-
chitektenwettbewerb zur Gestaltung des Zen-
trums. Vorgesehen ist eine hohe Verdichtung
von Handel, Verwaltung, Wirtschaft, Freizeit
und Kultur. Dadurch soll Kaufkraft aus dem
Umland wieder in die Stadt zurückgeholt wer-
den. Nach dem „Rahmenkonzept Einzelhandel"
ist vorgesehen, daß sich im Stadtzentrum etwa
die Hälfte des zukünftigen gesamten Verkaufs-





wachs soll durch ein hierarchisch gestuftes Zen-
trenkonzept realisiert werden. Neben modernen
Handelseinrichtungen, die vorzugsweise hoch-
wertige Güter des aperiodischen Bedarfs anbie-
ten, sollen zunehmend Dienstleistungsunter-
nehmen das wirtschaftliche Profil der Innen-
stadt bestimmen. Dazu sollen 40 vH des lang-
fristig geschätzten Bedarfs an Büroflächen der
Stadt (etwa 1,2 MU1. m
2, davon existieren be-
reits 900 000 m
2) in der City konzentriert wer-
den.
Das Stadtzentrum soll Sitz öffentlicher Ver-
waltungen bleiben. Neben der Stadtverwaltung
haben sich hier Einrichtungen des Freistaats
Sachsen sowie einige Bundesdienststellen eta-
bliert. Die Angleichung an die Flächenricht-
werte der alten Bundesländer, wie es im Rah-
menkonzept vorgesehen ist, erfordert, die vor-
handenen etwa 200000 m
2 Büroflächen um
etwa weitere 30 vH in den nächsten 10 bis 15
Jahren zu erweitern.
Für die Stadtentwicklung wird die quantita-
tive und qualitative Verbesserung der Wohn-
raumsituation als eine weitere Schwerpunktauf-
gabe angesehen. Dabei soll die Pflege, Erhal-
tung und Erneuerung der vorhandenen rund
145 000 Wohnungen, verbunden mit Maßnah-
men zur Wohnumfeldverbesserung, im Mittel-
punkt der Wohnungspolitik stehen. Ein Neu-
baubedarf von etwa 15 000 Wohnungen wird
im wesentlichen aus der schrittweisen Erhö-
hung der durchschnittlichen Wohnfläche pro
Einwohner (gegenwärtig rund 28 m
2) abgelei-
tet, ohne daß damit die durchschnittlichen
Wohnungsgrößen Westdeutschlands erreicht
würden. Als vorrangig gilt die Verdichtung und
Aufwertung der bestehenden innerstädtischen
Wohnbaugebiete.
Zur Entwicklung des Tourismus soll die Si-
tuation im Beherbergungsgewerbe grundlegend
verbessert werden. Dazu ist u.a. vorgesehen, die
Zahl der Betten in den Hotels und Pensionen
von gegenwärtig rund 2 400 auf 5 700 (21 Bet-
ten/l 000 Einwohner) zu erhöhen.
2
5
Wirtschaftliche Entwicklung seit 1989
Entwicklung im Produzierenden Gewerbe
Die Industrie der Stadt hat nach der Wende ei-
nen erheblichen Beschäftigungsabbau erlebt. In
den ehemals strukturbestimmenden Industrie-
zweigen hat sich bis Ende 1993 die Zahl der
Erwerbstätigen im Schnitt um 80 vH verringert,
so im Textilmaschinenbau von 30 000 auf rund
3 500 und im Werkzeugmaschinenbau von
12 000 auf 2 500. In den ehemaligen Chem-
nitzer Großbetrieben wurde auch der größte
Teil des Forschungs- und Entwicklungsperso-
nals abgebaut, so im Forschungszentrum des
Werkzeugmaschinenbaus von 1 550 auf 100, in
der Chemnitzer Werkzeugmaschinenbau GmbH30
von 280 auf 60 und in der Chemnitzer Spinne-
reimaschinenbau GmbH von 225 auf 55. Viele
Forscher sind unmittelbar nach der Wende ab-
gewandert.
Inzwischen scheint der Niedergang der In-
dustrie zum Stillstand gekommen zu sein. Im
Jahr 1993 hat die Zahl der Unternehmen mit
mehr als 20 Beschäftigten im Verarbeitenden
Gewerbe zum ersten Mal wieder leicht zuge-
nommen; Umsatz und Produktivität (gemessen
als Gesamtumsatz je geleisteter Arbeiterstunde)
konnten gegenüber 1992 sogar deutlich gestei-
gert werden (Tabelle 20). Am Gesamtumsatz in
Höhe von rund 2,3 Mrd. DM waren zu 65 vH
Unternehmen des Investitionsgüter produzie-
renden Gewerbes beteiligt; am Auslandsumsatz
von 565 Mill. DM waren sie es zu rund 90 vH.
Die Umsatz- und Produktivitätsentwicklung der
Chemnitzer Betriebe verlief wesentlich besser
als im Landesdurchschnitt. So stieg ihr Anteil
am Gesamtumsatz des Produzierenden Gewer-
bes in Sachsen von 6,9 vH 1992 auf 7,7 vH im
Jahr 1993; 1991 waren es noch 6,6 vH. Der Ar-
beitskräfteabbau konnte 1993 jedoch noch nicht
gestoppt werden. Er fiel mit rund 30 vH sogar
höher aus als im Schnitt des Landes (-22 vH).
Die durchschnittliche Betriebsgröße hat sich
weiter verringert und gegenüber 1991 fast hal-
biert. Damit lag sie aber noch immer um knapp
ein Drittel über dem Landesdurchschnitt.
Die Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes
der Stadt Chemnitz entwickelten sich im
Schnitt etwas günstiger als die Betriebe im
Kreisgebiet (Tabelle 21). Insgesamt fällt im
Landkreis ein gleichmäßigerer Branchenmix
auf, der vor allem aus der Ansiedlung von Be-
trieben in den neuen Gewerbegebieten resultie-
ren dürfte. So entfielen 37 vH des Umsatzes auf
das Verbrauchsgüter produzierende Gewerbe,
28 vH auf das Investitionsgüter produzierende
Gewerbe und 23 vH auf das Grundstoff- und
Produktionsgütergewerbe und der Rest auf das
Ernährungsgewerbe (Statistisches Landesamt
des Freistaats Sachsen).
Tabelle 20 — Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im
Verarbeitenden Gewerbe























































































































aBetriebe von Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten. — Jahres-
durchschnitt.
Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaats Sachsen.
Tabelle 21 — Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im
Verarbeitenden Gewerbe





























































aBetriebe von Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten. — Jahres-
durchschnitt.
Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaats Sachsen.31
Nach den Ergebnissen der Kleinbetriebser-
hebung
2
6 wurden 1993 im Verarbeitenden Ge-
werbe in Chemnitz-Stadt 56 Kleinbetriebe mit
510 Beschäftigten und in Chemnitz-Land 50
Kleinbetriebe mit 449 Beschäftigten erfaßt (Ta-
belle 22). Die Zahl der Unternehmen und ihre
Leistungskraft haben insbesondere im Land-
kreis Chemnitz kräftig zugenommen. In dieses
Bild paßt auch die Entwicklung der Zahl der
Unternehmen nach dem Handels- und Gewer-
beregister der Industrie- und Handelskammer
Südwestsachsen. Danach hat sich die Zahl der
Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes in der
Stadt von Ende 1991 bis Ende 1993 knapp ver-
doppelt (Tabelle A2), im Landkreis etwas mehr
als verdoppelt (IHK Südwestsachsen).
Tabelle 22 — Zur Entwicklung industrieller Kleinbe-






































Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaats Sachsen.
Zu einem aufstrebenden Wirtschaftsbereich
hat sich in der Region Chemnitz das Bauge-
werbe entwickelt. In der Stadt hat sich der Um-
satz der Betriebe des Bauhauptgewerbes mit
mehr als 20 Beschäftigten von knapp 500 Mill.
DM im Jahr 1991 um die Hälfte auf rund
750 Mill. DM im Jahr 1993 erhöht. Die Zahl
der Unternehmen hat sich im gleichen Zeitraum
fast verdoppelt, sie stieg von 31 auf 57. Die Be-
schäftigtenzahl stieg, nach einem Einbruch im
Jahr 1992/1993 wieder an; der vorangegangene
Rückgang wurde sogar mehr als wettgemacht.
Ähnlich wie im Verarbeitenden Gewerbe hat
sich die durchschnittliche Betriebsgröße etwa
halbiert (Tabelle A3).
Noch lebhafter verlief die Entwicklung bei
den Betrieben des Bauhauptgewerbes im Land-
kreis Chemnitz. Hier hat sich im Zeitraum von
1991 bis 1993 sowohl die Zahl der Unterneh-
men als auch die der Beschäftigten ungefähr
verdoppelt. Der Umsatz nahm sogar fast um
das Vierfache zu. Das kräftige Wachstum dürfte
vor allem mit den Aufträgen zur Erschließung
von über 10 Gewerbegebieten in den Umland-
gemeinden sowie den Aufträgen zur Rekon-
struktion und zum Bau neuer Wohnungen in
engem Zusammenhang stehen.
Strukturwandel zugunsten des Dienstlei-
stungssektors
Unmittelbar nach der Wende wurde die Mehr-
zahl der Chemnitzer Dienstleistungsbetriebe, zu
denen auch viele Handwerksbetriebe zählten,
von einem beträchtlichen Nachfragerückgang
sowohl seitens der privaten Haushalte als auch
seitens der Unternehmen betroffen. Dies mach-
te in der Regel einen starken Abbau der Be-
schäftigung notwendig; zahlreiche Betriebe
mußten sogar schließen. Das betraf vor allem
Betriebe des Reparaturhandwerks, etwa solche,
in denen Strümpfe repassiert oder Luftduschen
(Haartrockner), Toaster, Kaffeemaschinen und
andere Haushaltsgeräte instand gesetzt wurden.
Die steigenden Kosten für Löhne, Mieten und
Energie ließen eine rentable Leistungsausfüh-
rung nicht mehr zu. Insgesamt kamen so Dut-
zende von Dienstleistungsfirmen, die vor der
Wende bestanden, mit den neuen Bedingungen
nicht zurecht und mußten zumeist aufgeben. Zu
ihnen zählte auch das ehemalige Dienstlei-
stungskombinat, das aufgrund seiner Struktur
ohnehin keine Überlebenschance hatte.
Viele Existenzgriinder rechneten sich dage-
gen Chancen im Dienstleistungsbereich aus
(Tabelle 23). Von den knapp 16 000 Gewerbe-
anmeldungen von 1991 bis 1993 in der Stadt
betrafen rund 90 vH die Eröffnung oder Über-
nahme eines Dienstleistungsbetriebs; im Land-
kreis waren es rund 80 vH. 1993 wurden jedoch
nur halb so viele Gewerbe angemeldet wie
1991, nämlich knapp 3 300 gegenüber 6 700.
Über ein Drittel der Anmeldungen in der Stadt
im Jahr 1993 entfiel auf den Groß- und Einzel-
handel (1991: 21 vH).32
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Tabelle 24 — Saldo der Gewerbean- und -abmeldungen
im Dienstleistungssektor in der Stadt Chemnitz 1991-
1993
Quelle: Stadtverwaltung Chemnitz; Statistisches Landes-
amt des Freistaats Sachsen.
Von denjenigen, die ein Gewerbe anmelde-
ten, haben nicht alle eine wirtschaftliche Tätig-
keit aufgenommen, und viele haben inzwischen
wieder aufgegeben. In der Stadt Chemnitz ste-
hen den 14 000 Anmeldungen 6 400 Abmel-
dungen gegenüber. Im Jahr 1993 betrug der
Nettozugang nur ein Viertel des Zugangs von
1991. Im Verkehrsgewerbe übertraf die Zahl
der Abmeldungen sogar die der Anmeldungen
(Tabelle 24).
Nach der Finnenstatistik der Industrie- und
Handelskammer Südwestsachsen hat sich die
Zahl der Unternehmen im Dienstleistungssektor
kräftig erhöht, am kräftigsten bei den Dienstlei-
stungsunternehmen im engeren Sinne und den
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Tabelle 25 — IHK-Mitgliedsunternehmen
a in der Stadt

















































































































hörte von den über 10 000 Mitgliedsfirmen fast
ein Drittel diesem Bereich an. Nach den vorlie-
genden Daten ist innerhalb der einzelnen
Dienstleistungsbranchen die Zahl der Handels-
vermittler am stärksten gestiegen. Überdurch-
schnittlich stark nahm auch die Zahl der Daten-
verarbeitungsbetriebe zu, von denen sich viele
auf den Vertrieb von Hard- und Software spe-
zialisiert haben. Dort gab es 1993 insgesamt
195 Betriebe; 1991 waren es erst 78. Auffällig
ist der vergleichsweise geringe Zuwachs im
Einzelhandel. Das mag damit zusammenhän-
gen, daß es in der Stadt an attraktiven Standor-
ten für Ladenlokale fehlt.
Auch im Handwerk hat die Zahl der Dienst-
leistungsfirmen weiter zugenommen. Ende
1993 belief sich beispielsweise die Zahl der Be-
triebe, die dem Gesundheits- und Körperpflege-
gewerbe sowie dem Textilreinigungsgewerbe
zugeordnet werden, auf 306; Ende 1990 waren
es 212. Die Zahl der Gebäudereiniger stieg von
17 auf 31 und die der Friseure von 96 auf 115.
Es ist schwierig, die wirtschaftliche Lage der
Dienstleistungsfirmen zu beurteilen. In der vom
Amt für Wirtschaftsförderung der Stadtverwal-
tung Chemnitz Ende 1993 durchgeführten Un-
ternehmensbefragung beurteilte reichlich ein
Drittel der befragten Dienstleistungsbetriebe
ihre Geschäftslage als „gut", über die Hälfte als
„befriedigend" und ein knappes Zehntel als
„schlecht". Diese Einschätzung erscheint für
eine Stadt wie Chemnitz erstaunlich positiv. Es
ist jedoch zu vermuten, daß die tatsächliche
Lage der Unternehmen — entsprechend der Ge-
samtsituation in der Stadt — weniger gut ist,
als sie sich in den Befragungsergebnissen dar-
stellt.
Beschäftigung und Arbeitsmarkt
Der umfangreiche Beschäftigungsabbau, vor
allem in der Industrie, und der Beschäftigungs-
zuwachs durch die Gründung vieler tausend
neuer Dienstleistungsfirmen haben weitrei-
chende Konsequenzen für die Erwerbstätigen-
struktur der Stadt. Mitte 1993 waren nach der
Beschäftigtenstatistik rund die Hälfte der so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten in
Dienstleistungsunternehmen und beim Staat tä-
tig (Tabelle 26).
2
7 Demzufolge hat sich Chem-
nitz in wenigen Jahren von einer vorwiegend
durch die Industrie geprägten Stadt mehr und
mehr zu einem Standort entwickelt, an dem der
Dienstleistungssektor „tonangebend" ist. Die
Industrie siedelt sich zunehmend im Umland
an. Ähnliches gilt für den Handel: Durch die
Errichtung zahlreicher Einkaufszentren auf der
„grünen Wiese" sind in Chemnitz-Land anteilig
mehr im Handel tätig als in der Stadt.
Nach den Ergebnissen einer Umfrage der
Stadtverwaltung Chemnitz, die allerdings nicht
auf einer Totalerhebung beruht und daher nicht
Tabelle 26 — Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftszweigen in Chemnitz 1993
a
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei






























































Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaats Sachsen.34
für alle Bereiche als repräsentativ gelten kann,
war die Zahl der Beschäftigten im Dienstlei-
stungssektor 1993 rund 6 vH höher als im Jahr
davor. Besonders stark gestiegen ist sie bei den
Gebäudereinigungs- und Abfallbeseitigungs-
firmen, im Gastgewerbe und im Bereich Bil-
dung, Kultur und Wissenschaft. Kaum zusätzli-
che Arbeitsplätze gab es im Gesundheits- und
Veterinärwesen sowie im Handel. Auch Wä-
schereien, Friseure und Kosmetiker hatten
Mühe, ihren Beschäftigungsstand zu halten.
Die bisherige Entwicklung hat noch nicht zur
Wende auf dem Arbeitsmarkt geführt. Die Zahl
der Arbeitslosen war zur Jahresmitte 1994 so-
gar um ein Fünftel höher als ein Jahr zuvor (Ta-
belle 27). Die Arbeitslosenquote entspricht nun
genau dem Landesdurchschnitt; früher war sie
deutlich niedriger. Offenbar findet in den indu-
striellen Altbetrieben der notwendige Beschäfti-
gungsabbau statt, der bislang verschleppt wur-
de.
Tabelle 27 — Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen und






















































































aArbeitslose in vH der abhängig beschäftigten zivilen Erwerbstätigen.
Quelle: Stadtverwaltung Chemnitz; Statistisches Landes-
amt des Freistaats Sachsen.
Wirtschaftsförderung
Ein umfassendes Wirtschaftsförderungskonzept
für Chemnitz gibt es bislang nicht. Gleichwohl
wurde eine Reihe von Maßnahmen ergriffen,
um den Umstrukturierungsprozeß der Wirt-
schaft zu unterstützen. Dazu gehören die Arbei-
ten an einem Gewerbeatlas
2
8 und an einem Flä-
chennutzungsplan. Im Entwurf des Flächennut-
zungsplans werden rund 650 ha vorhandene ge-
werbliche Flächen ausgewiesen. Knapp 280 ha
sollen neu erschlossen werden. Damit werden
künftig insgesamt 930 ha Gewerbeflächen
(7,5 vH der Gesamtfläche der Stadt) zur
Verfügung stehen, die — gemessen an den
Werten für Städte aus den alten Bundesländern
— ausreichend sein sollten, den Ansiedlungs-
bedarf der nächsten zehn Jahre zu decken. Vor
allem die Sanierung bisher gewerblich genutz-
ter Standorte wird als dringlich angesehen. Ge-
genwärtig konzentrieren sich die Arbeiten auf
drei Standorte mit einer vermarktbaren Fläche
von 61 ha. Darauf werden sich 78 vorwiegend
ortsansässige Firmen mit etwa 5 000 Arbeits-
plätzen niederlassen. Die bislang geäußerten
Ansiedlungswünsche lassen die vollständige
Belegung der geplanten Gewerbegebiete erwar-
ten.
Zu den bisher in der Stadt durchgeführten
größeren Investitionen zählen ein Nahversor-
gungs- und Dienstleistungszentrum, ein Ärzte-
haus sowie mehrere Wohn- und Geschäftshäu-
ser. Zahlreiche weitere Objekte sind im Bau
oder in der Planung. Zudem wurden mehrere
Großtankstellen errichtet; weitere sind vorgese-
hen.
Dennoch kann man sich des Eindrucks nicht
erwehren, daß die Stadt im Anpassungsprozeß
im Rückstand ist. Im Landkreis Chemnitz ist
man wesentlich rascher vorangekommen. Rund
um Chemnitz wurde bereits eine Vielzahl von
Gewerbegebieten vollständig erschlossen und
mit Firmen belegt, darunter wurden auf einem
der größten, dem Chemnitz-Center Röhrsdorf
(38 ha), durch die 48 dort angesiedelten Han-
delsunternehmen, Gaststätten und Cafes rund
1 500 neue Arbeitsplätze geschaffen. Weitere
Gewerbegebiete befinden sich in Vorbereitung.35
Ein großes Hindernis für Investitionen in der
Stadt ist nach Ansicht der Stadtverwaltung die
Tatsache, daß sie nicht über eigene Gewerbe-
flächen verfügt. Die von der Treuhandliegen-
schaftsgesellschaft (TLG) angebotenen Flächen
werden als überteuert angesehen. Die Stadt
sieht keine Möglichkeiten, solche Flächen an
Investoren des Produzierenden Gewerbes wei-
terzuverkaufen. Schwierig gestaltet sich auch
die Lösung von Eigentumsproblemen.
Zügiger kommt man wohl bei der Förderung
von Forschung und Entwicklung voran. In dem
Bewußtsein, daß die Zukunft des Industrie-
standorts Chemnitz entscheidend vom innova-
tiven Potential vor Ort bestimmt wird, hat die
Stadt — gemeinsam mit den zuständigen Säch-
sischen Staatsministerien — wesentliche Vor-
aussetzungen für die Neuordnung der For-
schungslandschaft geschaffen, sowohl für die
außeruniversitären Forschungseinrichtungen als







0 blickt zurück auf eine lange Geschichte
als Bischofssitz und Handelsstadt. Die Ent-
wicklung des Handels wurde begünstigt durch
die vorteilhafte Lage an der Kreuzung der Via
Rcgia, die von Paris nach Nowgorod führte,
und der Nürnberger Geleitstraße, die Nord-
deutschland mit Italien verband. Die heutigen
Bundesstraßen B 4 und B 7 folgen zum Teil
diesen alten Wegen. Von 1392 bis 1816 war
Erfurt Universitätsstadt. Um die Mitte des 19.
Jahrhunderts erhielt die Stadt Anschluß an das
Eisenbahnnetz und erlangte Bedeutung als in-
dustrieller Standort. Es gibt eine Tradition in
der Metallverarbeitung, in der Holz- und der
Textilindustrie sowie bei der Glas- und Porzel-
lanherstellung.
Erfurt ist seit 1991 wieder die Landeshaupt-
stadt Thüringens. Diese Funktion erfüllte die
Stadt bereits in der Nachkriegszeit von 1948 bis
1952. Seitdem war sie Zentrum des Bezirks
Erfurt. Der Stadtkreis Erfurt umfaßte bis zur
Kreisgebietsreform eine Fläche von rund 110
km
2; nach der Eingliederung von 17 Umlandge-
meinden hat er eine mehr als doppelt so große
Fläche (etwa 260 km
2). Der Landkreis Erfurt,
für den die Stadt zentralörtliche Funktionen
erfüllt, hat nun knapp 400 km
2.
1989 waren in der Stadt Erfurt rund zwei
Fünftel aller Erwerbstätigen in Industrieunter-
nehmen beschäftigt und reichlich die Hälfte im
Handel, im Verkehrsgewerbe und den soge-
nannten nichtproduzierenden Bereichen (Tabel-
le 28). Im ländlich geprägten Umland waren
nur etwa ein Sechstel der Erwerbstätigen in der
Industrie und mehr als zwei Fünftel in der
Landwirtschaft beschäftigt.
Tabelle 28 — Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen in

























































Quelle: Statistisches Landesamt Thüringen.
Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes be-
stand Ende der 80er Jahre eine — verglichen
mit anderen ostdeutschen Standorten — recht
heterogene Struktur mit Schwerpunkten in der
Elektrotechnik/Elektronik, im Maschinenbau
sowie im Textil- und Ledergewerbe. Weniger
ausgewogen war dagegen die Größenstruktur
der Unternehmen. Sechs Großunternehmen
prägten das Bild der örtlichen Industrie (Tabel-
le 29). Allein in diesen Unternehmen waren
1989 etwa 17 vH der Erwerbstätigen beschäf-
tigt. 1993 gab es an innerstädtischen Standorten
noch insgesamt rund 30 industrielle Altbetrie-
be.
Für die meisten Betriebe brachte der Zu-
sammenbruch der Ostmärkte einen drastischen
Umsatzrückgang und einen umfangreichen, z.T.
dramatischen Beschäftigungsabbau — so
schrumpfte beispielsweise in den sechs größten
Erfurter Industrieunternehmen die Beschäfti-36
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Quelle: Amt für Wirtschaftsförderung.
gung von 1989 bis 1992 auf etwa ein Sechstel
des früheren Bestands. Viele Unternehmen
mußten aufgeben. Erst allmählich gelingt es,
neue Absatzmärkte in den westlichen Ländern
zu erschließen. Vereinzelt können auch die tra-
ditionellen Beziehungen auf eine neue Basis ge-
stellt oder neue Kontakte zu osteuropäischen
Geschäftspartnern geknüpft werden.
Nicht ganz so prekär war die Situation der
auf den örtlichen und regionalen Absatz ausge-
richteten Unternehmen. Doch auch sie sahen
sich zunächst vor viele Probleme gestellt. Vor
allem Betriebe der Konsumgüterindustrie hatten
große Absatzsorgen, da die Verbraucher an-
fangs eine ausgeprägte Präferenz für Westpro-
dukte zeigten.
Um wettbewerbsfähig zu werden, mußten die
Unternehmen u.a. die Fertigungstiefe verrin-
gern. Dienstleistungsabteilungen wurden oft-
mals ausgegliedert. Sie wurden entweder aufge-
löst oder mußten sich als eigenständige Unter-
nehmen am Markt etablieren. Dies gilt auch für
Forschung und Entwicklung. Hier bestanden in
den Untemehmen beachtliche Kapazitäten, spe-




Die Stadt Erfurt hat ambitionierte Zukunfts-
pläne: Sie sieht sich als „Perle der Städtekette"
Eisenach-Gotha-Weimar-Jena und will in jeder
Hinsicht ein Spitzenstandort in den neuen Bun-
desländern werden. Die Stadt hat — auch in
ihrer Funktion als Landeshauptstadt — als
Büro- und Verwaltungsstandort sowie als
Standort des Gast- und Beherbergungsgewerbes
erheblich an Profil gewonnen. In beiden Berei-
chen vollzieht sich eine selbsttragende Ent-
wicklung, in der sich an eine Phase der dy-
namischen Expansion nun eine Phase der Kon-
solidierung anschließt. Büro- und Hotelprojekte
werden deshalb künftig nicht mehr gefördert.
Die Entwicklung des Einzelhandels kann eben-
falls als befriedigend gelten. Einzelhandelspro-
jekte sollen künftig nur noch selektiv, in den
bislang nicht ausreichend versorgten Stadtge-
bieten — im Westen in Alach/Marbach, im
Südwesten in den geplanten Neubaugebieten —
gefördert werden. Der Einzelhandel im Innen-
stadtbereich soll durch die Gestaltung attrakti-
ver Passagen am Rande des Altstadtkerns sowie
durch die Erweiterung der Parkmöglichkeiten
im Bereich des Südrings unterstützt werden.
Trotz hoher Arbeitslosigkeit fällt es schwer,
qualifizierte und hochqualifizierte Arbeitskräfte
anzuwerben. Diese legen in der Regel hohes
Gewicht auf die sogenannten weichen Standort-
faktoren, insbesondere auf attraktive Wohn-
möglichkeiten.
3
1 Hiervon jedoch hat Erfurt —
wie fast jede Stadt in den neuen Bundesländern
— viel zu wenig.
Es ist kaum davon auszugehen, daß Erfurt
seine frühere Bedeutung als industrieller Stand-
ort wiedererlangen wird. Es wird jedoch für
notwendig gehalten, daß — sozusagen als zwei-
tes Standbein — auch die örtliche Industrie
wieder Fuß faßt. Man sieht gute Chancen, um
aus dem Rumpfbestand der altindustriellen Be-
triebe sowie aus Neugründungen und Neuan-
siedlungen wettbewerbsfähige Strukturen zu
entwickeln. Die Förderaktivitäten seitens der
Stadt richten sich insbesondere darauf, das Ge-
wicht der für Endabnehmer bestimmten Pro-
duktionen zu erhöhen — sei es innerhalb der
Produktpalette einzelner größerer Unternehmen37
(Vergabe von Fördermitteln), sei es im Rahmen
der Unternehmensstruktur innerhalb des Verar-
beitenden Gewerbes (Ansiedlungsentscheidun-
gen). Die Ansiedlung von Endproduzenten soll
dann auch die Ansiedlung von Zulieferern nach
sich ziehen.
Eine Keimzelle für die Revitalisierung des
Industriestandorts Erfurt soll die Steuerungs-
und Automatisierungstechnik bilden, die sich
aus der Privatisierung der Mikroelektronik
entwickelt und die Gründung bzw. Ansiedlung
zahlreicher Dienstleistungsanbieter im Soft-
warebereich induziert. Dieser Bereich soll un-
terstützt werden durch die Ausbildung wissen-
schaftlicher Nachwuchskräfte vor Ort. Von der
neugegründeten Universität kann dies aufgrund
ihrer geisteswissenschaftlichen Ausrichtung
nicht erwartet werden. Daher soll der Ausbau
der Fachhochschule vorangetrieben, und es
sollen die technischen Abteilungen der Päda-
gogischen Hochschule ausgebaut werden. Au-
ßerdem werden die Gründung und Ansiedlung
technischer Forschungsinstitute angestrebt.
Die künftige Bedeutung des Umlands er-
wächst aus den gewerblichen Entwicklungsach-
sen, die sich sternförmig um die Stadt heraus-
bilden. Dazu zählen die hochwertigen Gewer-
beflächen im Südosten, die Gelände zwischen
der Stadt und dem Flughafen Bindersleben im
Westen der Stadt, die Sulzer Siedlung (ein-
schließlich Stottemheim und Schwansee) im
Norden, die Gebiete hinter dem Wohnbaugebiet
Am Ringelberg in Richtung Nordosten sowie
die Gebiete entlang der Weimarischen Straße in
östlicher Richtung. Wichtige Impulse werden
vor allem von den im Umkreis der Stadt sich
ansiedelnden Transport- und Logistikanbietern
erwartet. Erforderlich ist allerdings ein Ausbau
der Verkehrsinfrastruktur, um die Umlandge-
meinden besser zu verzahnen.
Wirtschaftliche Entwicklung seit 1989
Untemehmen und Gründungsgeschehen
Die Region Erfurt erlebt seit der Wende einen
nachhaltigen Strukturwandel, der geprägt ist
von einer zunehmenden Bedeutung des
Dienstleistungssektors. Dabei scheint die Ex-
pansion innerhalb der Stadt um einiges dynami-
scher zu verlaufen als im Umland: Nach der
Statistik der Industrie- und Handelskammer
Erfurt ergibt sich für den Stadtbereich ein na-
hezu doppelt so großer Zuwachs an Mitglieds-
unternehmen (+69 vH) wie für den Landkreis
(+36 vH). Im Hinblick auf die Entwicklung der
einzelnen Wirtschaftszweige wird für Stadt und
Umland jeweils ein spezifisches Profil erkenn-
bar (Tabelle 30). In der Stadt entwickeln sich
der Baubereich und der Dienstleistungssektor
im engeren Sinne besonders lebhaft, im Um-
land hingegen die Industrie und der Großhan-
del.
Tabelle 30 — Veränderung der Zahl der IHK-Mitglieds-
unternehmen in Erfurt nach Wirtschaftsbereichen von
Dezember 1991 bis März 1994 (vH)

















































Der tiefgreifende Strukturwandel schlägt sich
auch in der Statistik der Gewerbeanzeigen nie-
der. In den Jahren 1991-1993 wurden in der
Region Erfurt per Saldo knapp 6 000 Gewerbe-
betriebe angemeldet, davon etwa 4 500 in der
Stadt und 1 300 im Landkreis (Tabelle 31). Der
Schwerpunkt des Gründungsgeschehens lag in
den Bereichen, die zuvor die größten struktu-
rellen Defizite aufwiesen: im Handel sowie im
Dienstleistungsbereich im engeren Sinne. Der
höchste Gründungssaldo ergibt sich dabei —
absolut und relativ — bei Dienstleistungsunter-
nehmen, die überwiegend in der Gruppe „Son-
stige Betriebe" erfaßt sind. Die Gründungsdy-
namik in diesem Bereich rührt zum einen
daher, daß es viele dieser Unternehmens- und
haushaltsbezogenen Dienstleistungen zuvor38

























































































































































































































































Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik.
kaum gab — etwa Unternehmensberatung, Im-
mobilienvermittlung oder Reisebüros. Zum an-
deren wurden Dienstleistungen, die bisher in
die Betriebsstrukturen der Untemehmen und
Kombinate eingegliedert waren — von For-
schungs- und Entwicklungsabteilungen über
Wäschereien bis hin zu Kindertagesstätten und
Polikliniken —, soweit sie nicht aufgelöst wur-
den oder in öffentliche Trägerschaft übergin-
gen, als eigenständige Unternehmen wieder
aufgebaut.
Der Vergleich von Stadt und Umland zeigt,
daß das Umland sich als bevorzugter Standort
gewerblicher Betriebe zu profilieren scheint.39
Obwohl auch im Umland die Unternehmens-
gründungen schwerpunktmäßig in den Berei-
chen Dienstleistungen und Handel erfolgten,
liegt der Anteil von Industrie und Handwerk
dort doch deutlich höher als in der Stadt.
Beschäftigung und Arbeitsmarkt
Die Beschäftigungsentwicklung im Raum
Erfurt gleicht in ihren Grundzügen dem Ent-
wicklungsmuster, das nahezu überall in den
neuen Bundesländern erkennbar ist: Sie ist ge-
prägt von einem starken Rückgang der Be-
schäftigung im Bereich des Verarbeitenden Ge-
werbes und einem wachsenden Gewicht der Be-
schäftigung im Dienstleistungssektor. Dabei hat
die Stadt offensichtlich einen stärkeren Be-
schäftigungsrückgang zu verzeichnen als die
Umlandgemeinden. Darüber hinaus ist im Ver-
hältnis zwischen Stadt und Umland eine zuneh-
mende Ausdifferenzierung der Beschäftigungs-
strukturen zu beobachten (Tabellen 28 und 32).
— In der Stadt bestimmen zunehmend
Dienstleistungsfunktionen das Bild; hier
waren Mitte 1993 etwa die Hälfte aller
Erwerbstätigen im Dienstleistungsbereich
beschäftigt. Eine wichtige Rolle spielen
Bildung, Wissenschaft und Kunst sowie
das Gesundheitswesen. Dies hängt damit
zusammen, daß die Stadt in beiden Be-
reichen traditionell wichtige zentralörtli-
che Funktionen für einen größeren Ein-
zugsbereich wahrnimmt. Auch bei unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungen wie
die der Banken und Versicherungen so-
wie der Rechtsberatung entwickelt sich
Erfurt zu einem überregional bedeutsa-
men Standort.
— Das Umland profiliert sich zunehmend
als gewerblicher Standort. Hier weist der
Bereich des Produzierenden Gewerbes
1993 — ungeachtet eines beträchtlichen
Arbeitsplatzabbaus — einen höheren Be-
schäftigungsanteil auf als vor der Wende.
Im Baugewerbe ist nicht nur ein starker
Anstieg des Beschäftigungsanteils zu
verzeichnen, sondern auch ein erhebli-
cher Anstieg des Beschäftigungsvolu-
mens. Eine ähnliche Entwicklung ist bei
der Beschäftigung im Handel zu beob-
achten: Während in der Stadt das Volu-
men ebenso wie der Anteil der Beschäf-
tigung abgenommen haben, konnte sie
im Umland — sowohl absolut als auch
anteilig — kräftig ausgeweitet werden.
Dies liegt, wie allerorts in den neuen
Bundesländern, an der Errichtung großer
Einkaufszentren vor den Toren der Stadt
auf der „grünen Wiese".
Tabelle 32 — Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte









































































































Das Arbeitsamt Erfurt weist Ende April 1994
für Stadt und Landkreis insgesamt 17 400 Ar-
beitslose aus. Dies entspricht einer Arbeitslo-
senquote von 14,7 vH. Dennoch war in den zu-
rückliegenden dreieinhalb Jahren die Arbeits-
marktsituation im Erfurter Raum im Vergleich
zu vielen anderen Regionen in den neuen Bun-
desländern günstig (Tabelle 33).
Die Teilarbeitsmärkte der Region sind durch
beträchtliche Pendlerbewegungen miteinander
verflochten. Etwa 4 vH der in Erfurt ansässigen
Erwerbstätigen arbeiteten 1993 im Umland der
Stadt; insgesamt gingen 15 vH einer Beschäfti-
gung außerhalb der Stadt nach (Tabelle A4).40










































































































aStadt und Landkreis Erfurt. — "Arbeitslose in vH der abhängig beschäftigten zivilen Erwerbstätigen.
Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik.
Statistische Angaben über die ins Stadtgebiet
einpendelnden Erwerbstätigen liegen nicht vor.
Schätzungen zufolge ist die Zahl der Einpendler
jedoch deutlich höher zu veranschlagen als die
der Auspendler.
Kaufkraft
Im Frühjahr 1993 gaben die im Rahmen der
"Wohnungs- und Haushaltserhebung 1993" be-
fragten Erfurter Haushalte an, daß sie, sofern
sie erwerbstätig waren, im Durchschnitt 71 vH
der westdeutschen Tariflöhne verdienten. Insge-
samt bezogen knapp 75 vH der Haushalte min-
destens ein Erwerbseinkommen (1992: 71 vH),
außerdem etwa 17 vH Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld (1992: 13
vH) und 18 vH Altersruhegeld (1992: 20 vH).
Die wirtschaftliche Situation der Erfurter Haus-
halte dürfte damit ähnlich sein wie in den neuen
Bundesländern im Durchschnitt (Tabelle 34).
Der kräftige Aufschwung, den der Handel und
einige Dienstleistungsbereiche im Raum Erfurt
in letzter Zeit genommen haben, muß demnach
auch von einem beträchtlichen Kaufkraftzufluß
aus benachbarten Städten und Landkreisen her-
rühren. Offensichtlich zieht Erfurt wie ein Mag-
net Einkaufstouristen in beträchtlicher Zahl an,
wozu das attraktive Erscheinungsbild der Stadt
zweifellos erheblich beiträgt.
Tabelle 34 — Zur Entwicklung der Haushaltsnettoein-



































































Quelle: Statistisches und Wahlamt der Stadt Erfurt.41
Struktureller Wandel
Die Unternehmen des Verarbeitenden Gewer-
bes haben sich in letzter Zeit überwiegend po-
sitiv entwickelt und beachtliche Anpassungser-
folge erzielt (Tabellen 35 und 36). Zwar setzte
Tabelle 35 — Betriebe, Beschäftigte und Umsatz des
Verarbeitenden Gewerbes

































































































Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik.
Tabelle 36 — Zur Entwicklung industrieller Kleinbetrie-
be
























































übrigen Wirtschaftsbereiche mit weniger als 20 Beschäftigten. — "je-
weils September.
Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik.
sich 1993 der Personalabbau insgesamt weiter
fort, aber die Umsätze nahmen erstmals wieder
deutlich zu. Das deutet darauf hin, daß die mei-
sten Unternehmen die schwierigste und längste
Teilstrecke im Umstrukturierungsprozeß hinter
sich haben.
Die Branchenstruktur, die sich in den vergan-
genen Jahren in der Stadt Erfurt herausgebildet
hat, ist gekennzeichnet durch Schwerpunkte im
Ernährungsgewerbe (hier gibt es die meisten
Betriebe) sowie in der Elektrotechnik und im
Maschinenbau (hier gibt es die meisten Be-
schäftigen) (Tabelle 37). Daneben spielen der
Straßenfahrzeugbau, die Holzverarbeitung so-
wie die Gewinnung und Verarbeitung von Stei-
nen und Erden eine gewisse Rolle.
Die Branchenstruktur im Umland ist bei
weitem nicht so differenziert wie in der Stadt.
Sie wird geprägt vom Ernährungsgewerbe so-
wie von der Steine und Erden-Industrie. Insge-
samt sind im Raum Erfurt gegenwärtig knapp
10 000 Personen im gewerblichen Bereich be-
schäftigt. Dies bedeutet gegenüber 1989 einen
Rückgang von reichlich 50 000 Personen (84
vH) und entspricht mit etwa 40 Industriebe-
schäftigten je 1 000 Einwohner (Industriebe-
satz) ungefähr dem Durchschnitt in den neuen
Bundesländern. Die Industrie im Stadtgebiet
wird nach wie vor durch einige Großbetriebe
dominiert. Dort sind die Betriebe — trotz eines
gewaltigen Personalabbaus — im Durchschnitt
mehr als fünfmal so groß wie im Umland. Of-
fensichtlich sind noch nicht alle dieser Altbe-
triebe über den Berg: Die Umsatz-Produktivität
ist — trotz einer enormen Steigerung — nach
wie vor bescheiden, wenn man sie mit der etwa
doppelt so hohen Produktivität der Betriebe im
Erfurter Umland oder der etwa dreimal so ho-
hen Produktivität wie im Durchschnitt der alten
Bundesländer vergleicht.
Mit etwa 2 100 Betrieben stellt das Hand-
werk einen bedeutenden Faktor für die wirt-
schaftliche Entwicklung der Stadt dar (Tabel-
le 38). Der Strukturwandel im Handwerk zeigt
in vieler Hinsicht dieselben Merkmale wie in
der Industrie. Zu den stark schrumpfenden
Zweigen zählen das Bekleidungs- und Textilge-
werbe sowie das Glas-, Papier- und das Kera-
mikgewerbe. Besonders dynamisch entwickelt42
Tabelle 37—Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im
Verarbeitenden Gewerbe
a nach Wirtschaftsbereichen im
1. Quartal 1994
b
Gewinnung u. Verarbeitung von
Steinen u. Erden

















































































































'Betriebe von Untemehmen mit mehr als 20 Beschäftigten. — Monats-
durchschnitte.
Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik.
sich dagegen das Bau- und Ausbaugewerbe.
Neugegründete Betriebe finden sich schwer-
punktmäßig in den Bereichen Elektroinstalla-
tion, Sanitär-Klempnerei und Maurer. Positiv
entwickeln sich auch die Bereiche, die traditio-
nell den Standort Erfurt prägen: das Elektro-
und Metallgewerbe, das Holz-und das Nah-
rungsmittelgewerbe sowie die Dienstleistungs-
handwerke (Gesundheits- und Körperpflege,
Textil- und Gebäudereinigung) (Tabellen 38
und 39). Letztere bevorzugen bei der Wahl
ihres Standorts ganz offensichtlich das Stadtge-
biet und nehmen von hier aus Versorgungs-
funktionen für das Umland wahr.
Tabelle 38 — Entwicklung der Zahl der Handwerks- und










































































Nach der Wende hat sich Erfurt, wie es sei-
ner Funktion als Oberzentrum der Region ent-
spricht, zu einem wichtigen Standort für Han-
delsunternehmen entwickelt. 1989 war die Situ-
ation im Einzelhandel durch einen großen Man-
gel an Verkaufsflächen gekennzeichnet (Tabel-
le 40). Mit insgesamt 63 000 m
2 standen im
Stadtbereich je Einwohner nur 0,3 m
2 Verkaufs-
fläche zur Verfügung. In vergleichbaren west-
deutschen Städten, etwa in Mainz oder Kassel,
liegt dieser Wert mit 1,5 m
2 bzw. 1,4 m
2 je Ein-
wohner um ein Vielfaches höher. Hinzu kam
die ungünstige räumliche Verteilung der Ein-
zelhandelsgeschäfte sowie das ungenügende
Angebot.
Die „Entwicklungsplanung Einzelhandel
Erfurt" des Stadtrats, beschlossen im November
1990, sieht vor, bis 1995 Einzelhandelsflächen
von 206 000 m
2 bzw. 1 m
2 je Einwohner zu
schaffen. Heute ist dieses Ziel bereits erreicht;
werden alle derzeit begonnenen bzw. geplanten
Handelsobjekte fertiggestellt, wird der ur-43
Tabelle 39 — Entwicklung der Zahl der Betriebe im Dienstleistungshandwerk

















































































































sprünglich angestrebte Wert von 1 m
2 je Ein-
wohner sogar deutlich überschritten. Die Kauf-
kraftentwicklung läßt jedoch vermuten, daß
demnächst Überkapazitäten zu einem Problem
werden. Die Rentabilität der Handelseinrich-
tungen wird dann verstärkt von der Lage — in
der Innenstadt, in den Stadtteilzentren oder an
den Ausfallstraßen — sowie der verkehrsmäßi-
gen Erschließung der Standorte abhängen.
Tabelle 40 — Entwicklung der Verkaufsflächen im Ein-



























aGrößtenteils noch in Planung. — ^3ei vollständiger Realisierung der
Pläne.
Quelle: Stadtverwaltung Erfurt.
Die Einzelhandelsplanung sieht vor, daß
etwa 30 vH der Verkaufsfläche zur Deckung
des periodischen Bedarfs und etwa 70 vH zur
Deckung des aperiodischen Bedarfs dienen
sollen. 40 bis 50 vH der Gesamtverkaufsfläche
sollen dabei auf die Innenstadt entfallen. Dieses
Ziel ist noch nicht erreicht, was dazu führt, daß
noch immer ein Teil der Kaufkraft aus der Re-
gion in die westlichen Bundesländer abfließt,
vor allem, wenn es um die Anschaffung hoch-
wertiger und/oder langlebiger Gebrauchsgüter
geht. Es wird jedoch damit gerechnet, daß sich
dies rasch ändert, wenn noch im Lauf dieses
Jahres ein zweites großes Kaufhaus in der Er-
furter Innenstadt eröffnet wird.
Zu einem wichtigen Teil der Handelsstruktur
sind die Wochenmärkte geworden. Inzwischen
werden regelmäßig etwa 10 Wochenmärkte von
unterschiedlicher Größe und an unterschiedli-
chen Standorten abgehalten. Sie werden insge-
samt von rund 250 festen Händlern beschickt,
die ganz überwiegend aus der Region Erfurt
oder dem Land Thüringen kommen. Viele von
ihnen sind Selbsterzeuger. Die Bedeutung der
Wochenmärkte liegt im Angebot von Frischwa-44
ren, insbesondere auf den Märkten außerhalb
des Zentrums. Dort überwiegt das Frischwaren-
angebot inzwischen gegenüber dem Sortiment
an Textilien und anderen Waren.
Das Beherbergungsgewerbe in Erfurt und
Umgebung gehört zu den Wirtschaftszweigen,
in denen bald nach der Wende eine lebhafte
Entwicklung einsetzte. Die Zahl der Ankünfte
und Übernachtungen nahm kräftig zu (Tabel-
le 41). Erfurt hat sich als ein Ziel für touristi-
sche Kurzreisen und für Geschäftsreisen profi-
lieren können. Dadurch sank freilich die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer in der Stadt: von
knapp 3 Tagen auf 2 Tage und folglich die
durchschnittliche Auslastung (Tabelle 42). In
der Stadt wird die Entwicklung von einigen
großen Hotels dominiert. Sie machen knapp die
Hälfte aller innerstädtischen Betriebe aus und
nehmen mehr als vier Fünftel aller Gäste auf.
Auch in den Beherbergungsbetrieben des Um-
lands ging die durchschnittliche Aufenthalts-
dauer stark zurück; doch ist sie noch immer hö-
her als in der Stadt.
Die Stadt Erfurt ist bestrebt, ein attraktiver
Standort für Handels- und Dienstleistungsun-
ternehmen zu werden. Inwieweit sie diesem
Ziel inzwischen näher gekommen ist, hat sie im
Rahmen von Haushaltsbefragungen im Herbst
1992 und im Frühjahr 1993 zu ergründen ver-
sucht. Die Ergebnisse
3
2 der letzten Befragung
zeigen (Tabelle 43): Die Angebote des Handels,
insbesondere die Wochenmärkte, werden über-
wiegend positiv beurteilt, ebenso die Gastrono-
mie, die kulturelle Szene und die medizinische
Versorgung. Deutliche Defizite gibt es offenbar
bei der Verkehrsinfrastruktur. Darüber hinaus
scheint es Verbesserungsmöglichkeiten beim
öffentlichen Personennahverkehr, dem Erschei-
nungsbild der Stadt in den Bereichen außerhalb
des Zentrums sowie bei den Jugend- und Frei-
zeitangeboten zu geben.
Tabelle 41 — Ankünfte und durchschnittliche Aufenthaltsdauer im Beherbergungsgewerbe
a










































































































Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik.45
Tabelle 42 — Betriebe, Gästebetten und Kapazitätsauslastung des Beherbergungsgewerbes






























1 690 1 670
61 47























 cGeöffnete Betriebe. —
 dBestand zum
Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik.




Leistungen des öffentlichen Personennahverkehrs
Ausbau und Zustand der Straßen
Parkmöglichkeiten
Ausbau und Zustand der Grünanlagen




Treffpunkte für die Jugend
Weiterbildungs- und Freizeitangebot der Volkshoch-
schule
Schwimmbäder








































































Quelle: Statistisches und Wahlamt der Stadt Erfurt.
Die Beurteilung der Einkaufsmöglichkeiten
und der Verkehrsinfrastruktur fällt jeweils sehr
unterschiedlich aus. Beide Aspekte müssen im
Zusammenhang gesehen werden. Für Einkäufe
wird überwiegend der Pkw benutzt oder sie
werden zu Fuß erledigt (Tabelle 44). Die Ange-
bote des öffentlichen Nahverkehrs scheinen
hierfür nicht attraktiv genug zu sein. Offenbar
kann das Potential der Innenstadt als Handels-
standort erst dann voll ausgeschöpft werden,
wenn sie sowohl für den öffentlichen wie für
den individuellen Personennahverkehr besser
erschlossen wird.
Ergänzend zu den Haushaltserhebungen im
gesamten Stadtgebiet wurden Erhebungen für
Teilräume der Stadt durchgeführt. In der letzten
Erhebung im Herbst 1993 in den durch Neu-
bauten in Plattenbauweise geprägten Stadt-46
gebieten im Südosten zeigten die Ergebnisse im
Vergleich mit denen der Haushaltserhebung
1993 zum einen ausgeprägte Gemeinsamkeiten
im Einkaufsverhalten (Tabelle 44), zum ande-
ren aber auch deutliche Defizite in der Versor-
gung mit einzelnen Dienstleistungen (Tabel-
le A5). Vor allem Apotheken/Drogerien, Ban-
ken/Sparkassen, Bäcker und Lebensmittelge-
schäfte scheinen in den Vororten nicht ausrei-
chend vorhanden zu sein.
Tabelle 44 — Einkaufs- und Mobilitätsverhalten der


















50 21 14 51
Verkehrsmittel werden aberwiegend von ... vH der
Haushalte benutzt














Quelle: Statistisches und Wahlamt der Stadt Erfurt.
Infrastruktur
Erfurt ist überregional gut angebunden. Es ist
— in West-Ost-Richtung — über die E 40/A 4
an das internationale Femstraßennetz ange-
schlossen und ist zudem über die Eisenbahn-
magistrale Frankfurt am Main-Leipzig mit
IC-Zügen erreichbar. Es gibt in unmittelbarer
Nähe zur Stadt einen Flughafen (Erfurt-Bin-
dersleben), der im Regional-und Charterver-
kehr angeflogen wird. Es fehlen bislang lei-
stungsfähige Verbindungen in Nord-Süd-Rich-
tung sowohl im Straßennetz als auch bei der
Bahn. Außerdem fehlt ein Netz von Umge-
hungsstraßen, das den Stadtkern vom Durch-
gangsverkehr entlastet.
In dem Mitte 1992 verabschiedeten Bundes-
verkehrswegeplan sind eine Reihe von Projek-
ten enthalten, die Erfurt als Standort weiter
aufwerten. Dazu zählen
— im Bereich des Fernstraßenbaus der
sechsspurige Ausbau der E 40/A 4 von
Köln nach Breslau, der Neubau der
A 73/81 von Schweinfurt/Bamberg nach
Artern/Magdeburg sowie der A82 von
Halle/Artern nach Göttingen,
— im Bereich des Schienenverkehrs der
Ausbau bzw. Neubau der Strecken
Paris - Warschau, Nürnberg/Würzburg -
Halle/Leipzig über Erfurt sowie Dort-




— im Luftverkehr der Ausbau des Flugha-
fens Erfurt-Bindersleben.
Erfurt würde damit zu einem Drehkreuz im
überregionalen Verkehr werden und könnte sich
zu einem Zentrum für den Güterumschlag ent-
wickeln. Erste Boten dieser Entwicklung sind
das Güterverkehrszentrum in Vieselbach
3
4 vor
den Toren der Stadt sowie die Investitionen ei-
ner großen Spedition
3
5 und einer großen Ein-
zelhandelskette
36. Zudem ist beschlossen, in
Erfurt ein Zentrum für die Wartung und Über-
holung der Triebköpfe von IC-Zügen anzusie-
deln.
Bei der Umsetzung der Pläne muß freilich
mit Verzögerungen gerechnet werden. Ein Teil
der Projekte ist heftig umstritten, wie das einer
ICE-Neubaustrecke nach Nürnberg oder das ei-
ner Autobahn nach Schweinfurt/Bamberg. An-
dere Projekte, wie der Ausbau der Strecke über
Kassel nach Dortmund, sollen dem Vernehmen
nach in der Priorität zurückgestuft werden.
In Erfurt und Umgebung sind derzeit Gewer-
beflächen im Umfang von insgesamt knapp
1 100 ha ausgewiesen; davon entfallen etwa
340 ha auf das Stadtgebiet und etwa 750 ha auf
das Umland. Rund 260 ha der Gesamtfläche
wurden neu ausgewiesen und stehen vorrangig
für die Neuansiedlung von Betrieben zur Ver-
fügung. Die Bestandsflächen sind derzeit zu
etwa 90 vH mit gewerblichen Nutzungen be-
legt. Die Reserveflächen im Bestand (Bau-
lücken, leerstehende und zwischengenutzte Ge-
werbebrachen) können zur Verdichtung der Ge-
werbeansiedlung genutzt werden.47
Aus den bislang im Rahmen der Planungs-
verfahren ausgewiesenen Gewerbeflächen in
Erfurt und Umgebung ergibt sich im Durch-
schnitt eine Gewerbefläche von knapp 50 m
2 je
Einwohner. Dies entspricht etwa dem Richt-
wert, der im allgemeinen als hinreichend für die
wirtschaftliche Entwicklung einer Region ange-
sehen wird. Hinzu kommen allerdings noch —
nicht genau quantifizierbare — gewerblich ge-
nutzte Altflächen. Sie sind insbesondere für
Ausgründungen aus den dort angesiedelten Alt-
betrieben vorgesehen. Es wird auch über die
gewerbliche Nutzung der freiwerdenden Mili-
tärflächen nachgedacht. Insgesamt werden all
diese Flächen für mehr als ausreichend gehal-
ten, um die wirtschaftliche Entwicklung des
Standorts Erfurt zu sichern.
Die Erschließung und Bereitstellung der Flä-
chen gestaltet sich nicht einheitlich: Die Um-
widmung von ehemaligen Standorten der ge-
werblichen Produktion zu Dienstleistungsstand-
orten, insbesondere für Büros und Hotels, ver-
läuft recht zügig. Die Wiedererschließung
brachliegender Flächen kommt dagegen nur
sehr langsam voran, vor allem bei größeren Flä-
chen in der Hand öffentlicher Träger. Bevor die
Erschließungskosten mit Hilfe von Mitteln der
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" (GA-Fördermit-
tel) finanziert werden können, müssen einige
Hürden genommen werden. Zunächst einmal
muß die Stadt Eigentümerin der Flächen
werden, d.h., sie muß sie von der TLG erwer-
ben. Dies war in den ersten Jahren nach der
Wende vor allem deswegen problematisch, weil
die TLG die Areale nur „en bloc", nicht jedoch
in Teilstücken veräußern wollte. Außerdem war
es aufgrund der relativ hohen Quadratmeter-
preise schwierig, genügend, nämlich minde-
stens 51 vH, Investoren des Verarbeitenden Ge-
werbes für eine Ansiedlung zu gewinnen. Auch
der bürokratische Aufwand bei der Beantragung
der Fördermittel hat viel Zeit gekostet. Planung
und Entwicklung neuer Gewerbeflächen ge-
stalten sich wegen Unzulänglichkeiten bei der
Bauleitplanung sowie aufgrund eigentumsrecht-
licher Probleme oftmals langwierig. Zahlreiche
ernsthaft interessierte Investoren haben sich an-
gesichts derartiger Hindernisse bereits gegen
einen Standort in der Stadt entschieden.
hi den Umlandgemeinden ist die Auswei-
sung und Erschließung von Gewerbegebieten
unmittelbar nach der Wende in Gang gekom-
men, also sehr viel rascher als in der Stadt. Hier
wurde das erste Gewerbegebiet 1991 eröffnet.
Nicht zuletzt wegen dieses „Spätstarts" schei-
nen jedoch die Planungen der Stadt den Ent-
wicklungsmöglichkeiten und Notwendigkeiten
besser Rechnung zu tragen als die mancher
Umlandgemeinde, wo in der Euphorie des Auf-
bruchs einige Projekte wohl zu groß geraten
sind. Alles in allem jedoch konnten die Um-
landgemeinden bei der Ansiedlung von Investo-
ren — und damit bei der Erschließung von Ge-
werbesteuerquellen — beachtliche Erfolge er-
zielen.
Im Rahmen der Kreisgebietsreform werden
17 Umlandgemeinden und damit auch eine
Reihe größerer Gewerbegebiete — insgesamt
etwa 575 ha — zur Stadt Erfurt kommen. Dies
bedeutet für die Stadt einen erheblichen Anstieg
des Gewerbesteueraufkommens. Viele Gemein-
den, die nun die Früchte ihrer Arbeit von der
Stadt vereinnahmt sehen, haben sich daher zu-
nächst heftig gegen ihre Eingemeindung ge-
sträubt.
Probleme gibt es in struktureller Hinsicht.
Vielfach erweist es sich als schwierig, die in
der Stadt oder in Stadtnähe gelegenen Altflä-
chen mit neuen Nutzungen zu belegen. Das
kann erst geschehen, wenn die Eigentumsver-
hältnisse geklärt und ökologische Altlasten be-
seitigt sind. Investoren bevorzugen daher häufig
die schneller verfügbaren, neuerschlossenen
Standorte im Umland. Zudem sind innerstädti-
sche Grundstücke recht teuer, so daß es sich als
schwierig erweist, Unternehmen des Verarbei-
tenden Gewerbes dort anzusiedeln. Die Stadt
erwirbt Grundstücke von der TLG, die diese
grundsätzlich zum Verkehrswert — ermittelt
durch sogenannte Wertgutachten — veräußert.
Dabei ergeben sich Preise in der Größenord-
nung von 170 bis 200 DM (unerschlossen).
Diese werden in der Regel nur von Handelsun-
ternehmen, vom großflächigen Einzelhandel
(Supermärkten, Discountern), von Autohäusern
und Baustoffmärkten sowie von einigen Dienst-48
leistungsanbietem gezahlt. Für Unternehmen
des Verarbeitenden Gewerbes sind im allgemei-
nen allenfalls Quadratmeterpreise bis 70 oder
80 DM tragbar, um rentabel wirtschaften zu
können. Um trotzdem die Ansiedlung von pro-
duzierenden Betrieben zu erreichen, betreibt sie
bei der Veräußerung der Flächen eine Misch-
kalkulation.
Von besonderer Bedeutung für die Rolle Er-
furts als Dienstleistungsstandort ist die geplante
Innenstadterweiterung. Das Brühl, eines der
ältesten Stadtgebiete, zu DDR-Zeiten ein Indu-
striegelände und jetzt nur noch teilweise ge-
nutzt, soll saniert werden und komplementär
zur Altstadt eine Reihe wichtiger Innenstadt-
funktionen übernehmen, die die Altstadt auf-
grund ihrer kleinteiligen Struktur sowie der aus
historischen Gründen erhaltenswerten Bausub-
stanz nicht wahrnehmen kann. Das Gelände des
Briihls liegt westlich des Doms und südlich des
Petersberges. Im Südwesten reicht es bis an das
Gelände der Erfurter Gartenbauausstellung
(ega) heran und umfaßt eine Fläche von insge-
samt 28 ha; etwa 22 ha davon hat die Landes-
entwicklungsgesellschaft von der Treuhandan-
stalt — zu einem Preis von 139 Mill. DM —
erworben. Der Standort Brühl wird auch wieder
Anschluß an das Straßenbahnnetz erhalten. Er
soll eine Ia-Lage werden und wird auf eine ge-
mischte Nutzung vorbereitet. Es sollen Ausstel-
lungsflächen, Kaufhäuser und Ladengeschäfte,
Büros und Hotels, je ein Justiz-, Kongreß- und
Medizinzentrum sowie 50000 m
2 Wohnfläche
und die zugehörigen Kfz-Parkplätze entstehen.
Die Umgestaltung des Brühls dürfte die auch
jetzt schon große Attraktivität Erfurts als
Dienstleistungsstandort weiter steigern. Der Er-
folg des Projekts hängt jedoch u.a. davon ab,
eine lebendige Verbindung zwischen Brühl und
Altstadt herzustellen.
Wirtschaftsförderung
Die Erschließung neuer Industrie- und Gewer-
begebiete sowie die Wiedernutzbarmachung
brachliegender Flächen kann mit bis zu 60 vH
der förderfähigen Kosten aus GA-Fördermitteln
bezuschußt werden. Bei dieser Förderung von
Infrastrukturvorhaben spielt die Region Erfurt
— obschon prosperierend — innerhalb Mit-
telthüringens doch immerhin eine Rolle im
Mittelfeld (Tabelle 45). Während anfangs die
Tabelle 45 — Förderung von Infrastrukturvorhaben in Mittelthüringen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-

















































































































































































Quelle: Thüringer Ministerium für Wirtschaft und Verkehr.49
(Weiter-)Entwicklung der innerstädtischen
Standorte im Vordergrund stand, konzentrieren
sich die Anstrengungen nun auf das Umland.
Die Erschließungsmaßnahmen werden dort in
der Regel mit einem höheren Investitionsvolu-
men je Vorhaben betrieben als in der Stadt. Die
innerstädtischen Maßnahmen sind demgegen-
über mit einem höheren Erschließungsaufwand
(DM je ha) verbunden als die Maßnahmen im
Umland. Bislang (Stand: März 1994) wurden in
Erfurt-Stadt 7,7 Mill. DM GA-Mittel zur För-
derung eines Investitionsvolumens von 11,4
Mill. DM für die Erschließung von Gewerbege-
bieten eingesetzt Von den Fördergeldern flös-
sen 8 Mill. DM in das Gewerbegebiet Kalkrei-
ße und 4 Mill. DM in das Technologiezentrum
Erfurt. Weitere 14,5 Mill. DM wurden für die




Potsdam blickt auf eine mehr als 1000jährige
Geschichte zurück. Nachdem Potsdam im 17.
Jahrhundert durch den brandenburgischen Kur-
fürsten Friedrich Wilhelm zur Residenzstadt er-
hoben wurde, entwickelte es sich zur Gami-
sons- und Behördenstadt. Unter König Fried-
rich Wilhelm I. wurde die Stadt zu einem Mit-
telpunkt europäischer Politik. Durch König
Friedrich I. wurde sie darüber hinaus zum Inbe-
griff für große Leistungen in der Verwaltung,
der Kriegskunst, der Musik, der Literatur und
dem Bauwesen.
hi Verbindung mit dem Ausbau zur Gami-
sonsstadt konnte sich im 18. Jahrhundert in
Potsdam auch das Manufakturwesen entwik-
keln. Im 19. Jahrhundert entstand daraus nach
dem Bau der ersten preußischen Eisenbahnlinie
zwischen Berlin und Potsdam eine gewisse,
wenn auch bescheidene industrielle Basis. Auf-
grund des Charakters Potsdams als Residenz-
und Garnisonsstadt entwickelte sich die Stadt
industriell aber nicht weiter. Gegen Ende des
Zweiten Weltkriegs wurde die Innenstadt Pots-
dams durch einen Bombenangriff weitgehend
zerstört.
In der DDR war Potsdam Hauptstadt des
gleichnamigen Bezirks; seit 1990 ist sie Lan-
deshauptstadt von Brandenburg. Mit etwa
140 000 Einwohnern ist sie zugleich die größte
Stadt Brandenburgs. In der Stadt sind derzeit
rund 74 000 Personen beschäftigt. Im Gegen-
satz zu den meisten anderen ostdeutschen Städ-
ten hatte Potsdam nach der Wende keine Wan-
derungsverluste zu verzeichnen.
Die Stadt ist nach wie vor ein wichtiges wis-
senschaftliches, kulturelles, touristisches und
administratives Zentrum. Sie ist infrastrukturell
relativ gut eingebunden. Sie wird von wichti-
gen Schienenwegen, Fernstraßen und Wasser-
wegen tangiert. Insofern sind günstige Voraus-
setzungen für die weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung gegeben.
Aus dem Charakter Potsdams als Verwal-
tungs-, Hochschul- und Dienstleistungsstandort
resultierte ein für ostdeutsche Verhältnisse un-
gewöhnlich hohes Gewicht des tertiären Sek-
tors. Zu DDR-Zeiten waren rund 70 vH der Be-
schäftigten im Dienstieistungssektor, beim
Staat und bei gesellschaftlichen Organisationen
tätig. Bedeutsame Einrichtungen waren der Rat
des Bezirks, die Pädagogische Hochschule, die
Hochschule für Film und Fernsehen, die Aka-
demie für Staats- und Rechtswissenschaften,
eine Reihe naturwissenschaftlicher Institute der
Akademie der Wissenschaften, die Hauptdienst-
stelle des Meteorologischen Dienstes sowie
eine Vielzahl medizinischer Einrichtungen. Sie
alle waren vollständig in den Staatsbereich inte-
griert. Wichtige Dienstleistungsbetriebe für die
Versorgung der privaten Haushalte waren die
Großwäscherei Potsdam und ein Betrieb für
haushaltsnahe Dienstleistungen. Darüber hinaus
gab es viele Dienststellen bei Armee, Polizei,
Staatssicherheit und Zoll.
Ein vergleichsweise hohes Gewicht hatte in
Potsdam das Baugewerbe. In Potsdam waren
die Baukapazitäten überwiegend in Großbetrie-
ben zusammengefaßt. 1990 waren 14,1 vH der
Erwerbstätigen im Baugewerbe tätig, das waren
mehr als im Verarbeitenden Gewerbe (12,3
vH). Das Verarbeitende Gewerbe wies eine
vielfältige Branchenstruktur auf. Präsent waren
der Fördermittelbau, verschiedene Fachzweige
des Ernährungsgewerbes, die Metallbearbei-
tung, die Elektroindustrie, die Baumaterialien-
industrie, die Glas- und Keramikindustrie sowie50
die Textilindustrie. Bis auf die Fertigung von
Autokranen erfolgte die Produktion in kleineren
und mittleren Unternehmen. Das relativ geringe
Gewicht der Industrie in der Stadt wurde durch
ihr großes Gewicht im Landkreis kompensiert.
Es gab dort bedeutende Betriebe, insbesondere
in der Mikroelektronik und der Meß-, Steuer-




In der durch Großbetriebe geprägten Land-
wirtschaft waren ebenso viele Menschen wie im
Verarbeitenden Gewerbe beschäftigt. Es gab
eine hoch entwickelte Tier-, Obst- und Gemü-




Die in Potsdam bisher erarbeiteten Konzepte
sind darauf gerichtet, der Stadt ein typisches
Wirtschaftsprofil zu verschaffen. Dabei will
man auch von der Nähe zur Metropole Berlin
profitieren. Im Mittelpunkt steht die Entwick-
lung einer vielfältigen, modernen Branchen-
struktur, die nach Möglichkeit auf den vorhan-
denen Strukturen aufbaut. Tragende Säulen
sollen Dienstleistungen im weitesten Sinne
sein.
Die wirtschaftliche Entwicklung in der Stadt
Potsdam sowie in der näheren Umgebung soll
sich nach den Vorstellungen der Stadtverwal-
tung nach folgendem Muster vollziehen:
— Ausrichtung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung auf die Rolle Potsdams als
Hauptstadt eines gemeinsamen Bundes-
landes Berlin-Brandenburg,
— Förderung des Dienstleistungssektors,
insbesondere mit dem Ziel einer zuneh-
menden überregionalen Orientierung,
— strukturelle Bereinigung im Produzieren-
den Gewerbe sowie Stabilisierung auf re-
lativ niedrigem Niveau; künftige Schwer-
punkte sollen im Baugewerbe, im Emäh-
rungsgewerbe, im Druckgewerbe sowie
in der Energie- und Wasserversorgung
liegen,
— Weiterentwicklung des Medienstandorts
(Rundfunk und Femsehen, Filmstudios
und Verlage),
— Verbesserung der Voraussetzungen für
den Tourismus,
— Ausbau der Wissenschafts- und For-
schungskapazitäten (Universität, Fach-
hochschulen, Fachschulen, weitere priva-
te Einrichtungen),
— Abbau staatlicher Dienstleistungen durch
Verlagerung auf private Unternehmen
und Organisationen ohne Erwerbszweck.
Die Stadt ist zuversichtlich, daß sie diese
Konzeption realisieren kann. Sie erwartet, daß
sich die Ansiedlungsaktivitäten von Behörden
und Unternehmen verstärken. Ein Hindernis
sind derzeit allerdings die hohen Grundstücks-
preise, die nicht hinter denen in Berlin zurück-
stehen. Dem soll durch die Ausweisung neuer
Büro- und Gewerbeflächen entgegengewirkt
werden. Schwierigkeiten macht die Bereitstel-
lung von Flächen für Untemehmen des Produ-
zierenden Gewerbes. Es liegen zahlreiche An-
fragen von kleineren und mittleren Unterneh-
men aus der Region vor, denen nicht angemes-
sen entsprochen werden kann. Insbesondere
werden Flächen für Erweiterungen und Verla-
gerungen von zur Zeit noch in der Innenstadt
tätigen Untemehmen benötigt. Der Bedarf ist
auch deshalb schwer zu decken, weil unablässig
Kompromisse zwischen wirtschaftlichen und
kulturhistorischen Erfordernissen eingegangen
werden müssen. Die Bewahrung der kulturge-
schichtlichen Zeugnisse genießt einen hohen
Stellenwert in der Stadt.
Für den Landkreis Potsdam wurden im
Prinzip ähnliche Entwicklungsziele formuliert
wie für die Stadt. Räumliche Schwerpunkte
sind dabei die von Berlin und Potsdam ausge-
henden radialen Entwicklungsachsen. Dort sol-
len künftig neue Gewerbe angesiedelt werden.
Mehrere Großinvestitionen im Kreis deuten
darauf hin, daß dieses Konzept von den In-
vestoren angenommen wird. Ausgangspunkt ist
der Erhalt einiger strukturbestimmender Unter-
nehmen der Steuer-, Meß- und Regelungstech-
nik sowie der Elektrotechnik, allerdings bei
stark reduziertem Umfang. Die betreffenden
Unternehmen sind inzwischen sämtlich priva-
tisiert. Die Entwicklung im Dienstleistungssek-
tor soll durch die Neuerschließung von Gewer-51
beflächen sowie die Aufbereitung von Indu-
striebrachen vorangetrieben werden. Auch die
Landwirtschaft soll ihren Stellenwert behalten.
Dort setzt man auf ein Nebeneinander von klei-
nen bäuerlichen Familienbetrieben und großbe-
trieblichen Bewirtschaftungsformen. Für das
bedeutende Obstanbaugebiet im Kreis (u.a. das
Havelland) werden nach der Umstellung auf
moderne Anbau- und Vermarktungsmethoden
gute Möglichkeiten für eine Revitalisierung ge-
sehen.
Wirtschaftliche Entwicklung seit 1989
Entwicklung im Produzierenden Gewerbe
Wegen des geringen Industriebesatzes ist Pots-
dam nach der Wende ein drastischer Beschäfti-
gungseinbruch, wie er viele vorwiegend indu-
striell geprägte Regionen traf, erspart geblie-
ben. Sichtbarer Ausdruck dafür ist die verhält-
nismäßig niedrige Arbeitslosenquote von weni-
ger als 10 vH, die allerdings auch daher rührt,
daß Arbeitsuchende oftmals in Berlin eine Be-
schäftigung finden (Tabelle 46).
Tabelle 46 — Arbeitslose und Arbeitslosenquote in der

























'Arbeitslose in vH der abhängig beschäftigten zivilen Erwerbstätigen.
Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik
Brandenburg.
Von Produktionsrückgang und Beschäfti-
gungsabbau blieben allerdings die Betriebe des
Verarbeitenden Gewerbes nicht verschont. So
hat sich in der Stadt die Zahl der Erwerbstäti-
gen in den Betrieben mit mehr als 20 Beschäf-
tigten im Zeitraum von 1991 bis 1993 etwa
halbiert, im Landkreis ist sie sogar um mehr als
zwei Drittel zurückgegangen (Tabelle 47). In
letzter Zeit hat sich die wirtschaftliche Lage in
den Betrieben aber offensichtlich stabilisiert.
1993 ist der Umsatz bei den Betrieben der Stadt
nicht mehr geschrumpft und bei den Betrieben
im Landkreis weiter kräftig gestiegen. Es sieht
so aus, als würden insbesondere die Betriebe im
Umland bei der Bewältigung des Anpassungs-
prozesses gut vorankommen.
Tabelle 47 — Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im






































































































































Quelle: Landesamt Brandenburg für Datenverarbeitung
und Statistik.
Auch die Entwicklung bei den Gewerbean-
meldungen deutet darauf hin, daß das Produzie-
rende Gewerbe vor allem im Umland gute An-
siedlungsbedingungen vorfindet. So gab es im
Zeitraum von 1991 bis 1993 im Landkreis mehr
als dreimal soviel Anmeldungen von Betrieben
des Verarbeitenden Gewerbes als in der Stadt
(Tabelle 48). Die Zahl der Handwerksbetriebe
3
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hat sich im Kreisgebiet deutlich stärker erhöht
als in der Stadt.
Günstiger als im Verarbeitenden Gewerbe
stellt sich die Entwicklung im Baugewerbe dar,52





































































































Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik
Brandenburg.
auch wenn die Statistik kein einheitliches Bild
zeichnet. So hat sich nach den Ergebnissen der
Totalerhebung (die einmal jährlich jeweils für
den Monat Juni durchgeführt wird) der bauge-
werbliche Umsatz der Betriebe des Bauhaupt-
gewerbes im Zeitraum von 1991 bis 1993 um
rund ein Drittel erhöht, die Umsatzproduktivität
stieg um die Hälfte (Tabelle 49). Nach den Er-
gebnissen des Monatsberichts war der Umsatz-
zuwachs dagegen nur schwach (Tabelle 50). Al-
lerdings werden im Monatsbericht lediglich Be-
triebe mit 20 und mehr Beschäftigten erfaßt.
Das läßt vermuten, daß bei den größeren Betrie-
ben der Anpassungsprozeß noch nicht beendet
ist. Hält man sich an die Ergebnisse der Total-
erhebung, dann hat sich das Bauhauptgewerbe
im Landkreis dynamischer entwickelt als in der
Stadt. So konnten die Betriebe im Umland den
Umsatz in den letzten drei Jahren verdoppeln
und die Beschäftigtenzahl um zwei Fünftel auf-
stocken; in der Stadt fiel der Umsatzzuwachs
deutlich geringer aus, und die Beschäftigung
ging leicht zurück.
Tabelle 49 — Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im
Bauhauptgewerbe













































































Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik
Brandenburg; Magistrat der Landeshauptstadt Potsdam,
Amt für Statistik, Stadtforschung und Wahlen.
Tabelle 50—Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im







































Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik
Brandenburg.
Entwicklung im Dienstleistungssektor
hi den vergangenen Jahren hat sich die Zahl der
Dienstleistungsbetriebe sowohl in der Stadt als
auch im Landkreis kräftig erhöht. Unter den
rund 10 500 Gewerbeanmeldungen im Zeit-53
räum von 1991 bis 1993 waren rund 85 vH von
Dienstleistungsunternehmen (Tabelle 48).
Auffällig ist, daß über die Hälfte der Gewer-
beanmeldungen auf das sogenannte Sonstige
Gewerbe entfällt, das die beratenden und ver-
mittelnden Dienste, wie Anlageberatung oder
Kredit- und Versicherungsvermittlung ein-
schließt. Das dürfte mehrere Gründe haben. So
ist das Berliner Umland ein guter Markt für
solche Dienste. Zudem gab es in Potsdam ver-
gleichsweise viele Beschäftigte mit Hochschul-
ausbildung, die nach der Wende eine Tätigkeit
in beratenden und vermittelnden Berufen auf-
nahmen. Auffällig ist aber auch, daß sich die
Zahl der Gewerbeanmeldungen im Landkreis
günstiger entwickelt hat als in der Stadt. Das
Umland wird offenbar auch von Dienstleistern
bevorzugt. Das deckt sich mit der Beobachtung,
daß es Investoren allenthalben mehr an die Pe-
ripherie zieht als in die Stadt.
Von 1991 bis 1993 gab es in der Stadt Pots-
dam in den Dienstleistungsbereichen einen
Nettozugang von rund 2 400 Gewerben, 250
mehr als im Landkreis (Tabelle 51). Bemer-
kenswert ist, daß beim Gastgewerbe der Saldo
aus Anmeldungen und Abmeldungen in der
Stadt — anders als auf dem Lande — in den
letzten beiden Jahren nicht mehr positiv war.
Das wirft ein Schlaglicht auf die Situation der
Gaststätten in der Stadt, die 1993 auch darunter
zu leiden hatten, daß die Besucherzahl in den
Schlössern und Gärten rückläufig war.
Einen weiteren Hinweis auf das Gründungs-
geschehen gibt die Entwicklung der Zahl der
Mitgliedsfirmen bei der Industrie-und Han-
delskammer Potsdam. Sie hat sich seit Ende
1990 mehr als verdoppelt (Tabellen 52 und 53).
Ende 1993 wurden für die Stadt 4 800 und für
den Landkreis 4 500 Betriebe geführt, darunter
waren mehr als 90 vH Dienstleistungsbetriebe.
Das Produzierende Gewerbe, insbesondere die
Industrie, spielt auch nach dieser Statistik in
Potsdam nur eine untergeordnete Rolle. Dies
unterstreicht einmal mehr die herausragende
Rolle der Stadt und ihres Umlands als Dienst-
leistungsstandort.
Tabelle 51 — Saldo der Gewerbeanmeldungen und -ab-




















































































































































Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik
Brandenburg.54
Tabelle 52 — Zahl der bei der IHK Potsdam registrierten Mitgliedsfirmen 1990-1993
3
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei










Dienstleistungen von Untemehmen und Freien Berufen
Wirtschaftsbereiche insgesamt
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei



























































































4 516 100 105
Quelle: IHK Potsdam.
Tabelle 53 — Zahl der Untemehmen in ausgewählten Dienstleistungsbranchen in Potsdam 1990-1993
a
Wäscherei, Körperpflege und andere
persönliche Dienstleistungen
Gebäudereinigung, Abfallbeseitigung
und andere hygienische Einrichtun-
gen





Andere nicht genannte Dienstlei-
stungen
Insgesamt
















































































Die künftige Rolle Potsdams als Dienstlei-
stungsstandort spiegelt sich auch in zahlreichen
Investitionsprojekten wider, die bereits fertig-
gestellt, begonnen oder geplant sind. Dazu ge-
hören
— mehrere größere kombinierte Handels-
und Dienstleistungszentren wie das Pots-
dam (oder City)-Center (mit 355 000
m
2(!) Bürofläche und 49 000 m
2 Han-
delsfläche) oder das Stem-Center (mit
48 000 m
2 Bürofläche und 35 000 m
2
Einkaufsfläche),
— mehrere Hotel- und Bürokomplexe wie
der Hotel- und Büropark Voltaireweg
(mit 14 000 m
2 Bürofläche sowie einem
220-Zimmer-Hotel), der Büropark Horst-
weg (mit 39 000 m
2 Räche) oder das Ge-
schäftshaus Wilhelmgalerie (mit 17 000
m
2 Fläche) und schließlich
— mehrere Vorhaben in der geplanten Me-
dienstadt Babelsberg (Tabelle 54).
Nicht alle Projekte werden sich wie ange-
dacht realisieren lassen, denn manche werden
sich nicht rechnen. So wäre im Einzelhandel
nach einer Aufstellung des Amtes für Wirt-
schaftsförderung langfristig mit einer Auswei-
tung der Verkaufsfläche auf 166 000 m
2 zu
rechnen; heute sind es etwa 65 000 m
2, vor der
Wende waren es 41000 m
2. Pro Einwohner
stünden dann 1,2 m
2 zur Verfügung, ein Sech-
stel mehr als in vergleichbaren westdeutschen
Städten. Derzeit fließt schätzungsweise ein
Viertel der Kaufkraft aus der Stadt nach Berlin
und ins Umland ab. Um zu einer zufriedenstel-
lenden Flächenproduktivität zu kommen, müßte
sich nicht nur der Kaufkraftabfluß verringern;
es müßte auch zu einem vermehrten Kaufkraft-
zufluß (nicht zuletzt aus den südlichen Bezirken
Berlins) kommen. Ähnliches gilt für Büroflä-
chen. Zwar ist ein stark steigender Bedarf er-
kennbar: Anfang 1993 gab es in der Stadt Pots-
dam etwa 466 000 m
2 Bürofläche (mehr als
zwei Fünftel davon in der Innenstadt, ein Vier-
tel in der Teltower Vorstadt mit dem Gebiet
Schlaatz/Waldstadt). Für erforderlich werden
langfristig 800 000 m
2 bis 1 000 000 m
2 ge-
Tabelle54 — Ausgewählte investive Großprojekte in
















































































Quelle: Amt für Wirtschaftsförderung Potsdam.
halten. Aber benötigt werden vor allem Flächen
für kleine und mittlere Unternehmen in guter
Lage. Große Unternehmen fragen nur in Ein-
zelfällen Büroflächen nach, oft bieten sie sogar
eigene Flächen zur Fremdnutzung an. Die bei-
den wichtigsten Projekte, das Potsdam- (oder
City)-Center und das Stern-Center, verfügen
zweifellos über eine gute Lage, werden in ihrer
Dimension aber doch kritisch beurteilt. Sie
scheinen etwas zu groß geraten. So wird für das
City-Center, das auf 355 000 m
2 Bürofläche
ausgelegt ist, lediglich eine Größe von etwa
50 000 m
2 als angemessen angesehen.
Flächennutzung
Die Region Potsdam — im „Ersten Ring" des
Verflechtungsraums Berlin-Brandenburg, dem
sogenannten Speckgürtel um Berlin, gelegen —
umfaßt ein Gebiet von insgesamt rund 840 km
2.56
Davon entfallen rund 740 km
2 auf den Land-
kreis und rund 100 km
2 auf die Stadt Potsdam.
Planung und Entwicklung der gewerblichen
Flächennutzung erfordern eine enge Zusam-
menarbeit zwischen Stadt und Land, denn ins-
besondere in der Stadt unterliegt das Flächen-
angebot einer Reihe von Beschränkungen und
ist demzufolge knapp:
— Auf Gebäude und Freiflächen entfallen
lediglich etwa 34 vH der gesamten Stadt-
fläche. Der Rest entfällt auf Grünanla-
gen, Wald- und Wasserflächen sowie
landwirtschaftlich genutzte Flächen (Um-
weltschutz und Landschaftspflege).
— Potsdam besitzt — neben den Schlössern
und Gärten — eine Vielzahl historischer
Gebäude. Nahezu die gesamte Innenstadt
sowie Teile der Vorstädte stehen unter
Denkmalschutz.
— Grundstücke und Gebäude sind vielfach
mit Restitutionsansprüchen behaftet. Zu-
dem sind viele Objekte, bei denen sich
die Klärung der Eigentumsfragen lange
hinzieht, von Hausbesetzern in Beschlag
genommen worden.
Trotz dieser Restriktionen ist es gelungen,
Bewegung in den gewerblichen Immobilien-
markt zu bringen. Zahlreiche Investitionsvor-
haben wurden bereits begonnen, und weitere
umfangreiche Vorhaben befinden sich in der
Planung. Abgesehen vom Potsdam-Center, das
citynah gelegen ist, sind die meisten Projekte
entlang radial vom Zentrum ausgehender Ent-
wicklungsachsen angesiedelt:
— in nördlicher Richtung entlang der Bun-
desstraße 2 das Bornstedter Feld, eine
ehemals von den GUS-Streitkräften ge-
nutzte Fläche, auf der ein gänzlich neuer
Stadtteil entsteht,
— in westlicher Richtung und mit Anschluß
an die Autobahn 115 das Druckzentrum
der Märkischen Allgemeinen Zeitung,
die Medienstadt Babelsberg und das Ge-
werbegebiet Babelsberg,
— in südwestlicher Richtung und ebenfalls
mit Anschluß an die Autobahn 115 das
Stern-Center (Schwerpunkt: Einzelhan-
del), das Kirchsteigfeld (Schwerpunkt:
Wohnungsneubau) und der Industrie-
komplex Potsdam (Schwerpunkt: Verar-
beitendes Gewerbe),
— in südöstlicher Richtung, entlang der
Bundesstraße 1 das Gebäude der Landes-
bausparkasse und der Ostdeutschen Spar-
kassenakademie.
Insgesamt stehen in Potsdam Flächen im
Umfang von etwa 80 ha für eine gewerbliche
Nutzung zur Verfügung. Da sich die Neuaus-
weisung von Gewerbeflächen außerordentlich
schwierig gestaltet, muß sich die Entwicklung
der gewerblichen Wirtschaft im wesentlichen
im Rahmen des vorhandenen Flächenbestands
vollziehen. Die Stadt setzt bei ihrem Konzept
zur Flächennutzung daher vor allem auf eine
Neuordnung und Verdichtung der Nutzung in
den bestehenden Gewerbegebieten.
Ein Problem ist die verkehrsmäßige Anbin-
dung der neuen Standorte. Durch das vorhan-
dene Straßennetz sind sie unzureichend er-
schlossen. Der sechsspurige Ausbau der A9
wird dieses Problem nicht lösen. Dringlich ist
der Ausbau der örtlichen Verkehrswege. Dage-
gen regt sich freilich vielerorts Widerstand,
weil oftmals legitime Interessen des Natur-
schutzes tangiert werden.
Wirtschaftsförderung
hi Potsdam mangelt es im großen und ganzen
nicht an Unternehmen, die sich in der Stadt nie-
derlassen wollen. Zwar ist ein großer Industrie-
betrieb, durch dessen Ansiedlung der Kern für
den Neuaufbau einer bescheidenen industriellen
Basis geschaffen werden soll,
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9 nicht in Sicht,
doch gibt es zahlreiche andere potentielle Inve-
storen, insbesondere aus dem Dienstleistungs-
gewerbe. Ihre Ansiedlung bereitet allerdings
Probleme, weil nur wenig Gewerbeflächen ver-
fügbar und die Grundstückspreise entsprechend
hoch sind. Was Potsdam Vorteile verschafft —
der historische und landschaftlich reizvolle
Charakter der Stadt —, macht ihr aber auch zu
schaffen. Nicht verwunderlich ist, daß es dar-
über in den politischen und administrativen
Entscheidungsgremien zu Spannungen kommt.
Es gibt zwei Fraktionen: Eine hat den Denk-
malschutz, die Denkmalpflege und den Natur-57
schütz als wesentliche Orientierungslinie ge-
wählt, die andere — zu der das Amt für Wirt-
schaftsförderung zählt — beansprucht größere
Spielräume zur Ansiedlung von Gewerbe. Eine
spannende Frage ist in diesem Zusammenhang,
wer sich bei der Entscheidung über den in den
letzten Wochen — und damit im Vergleich zu
anderen ostdeutschen Städten sehr spät — vor-
gelegten Flächennutzungsplan durchsetzen
wird. Einigkeit besteht lediglich darin, die Ge-
werbeflächenknappheit durch eine beschleunig-
te Klärung offener Eigentumsfragen an Grund-
stücken und durch die Umwidmung und Sanie-
rung von früher militärisch genutzten Flächen
zu mindern. Zudem sollen einige umliegende
Ortschaften eingemeindet werden, was in einem
Fall bereits gelungen ist.
An Subventionen hat Potsdam Investoren im
allgemeinen wenig zu bieten. Weil die eigene
Steuerkraft gering ist und die fixen Ausgaben
der Stadt hoch sind, hat man sich bisher im we-
sentlichen bei den finanziellen Mitteln zur
Wirtschaftsförderung auf Quellen von außen
gestützt. Diese sprudelten zuerst recht kräftig,
später aber nur noch spärlich. So erhielt Pots-
dam nach der Wende zunächst noch GA-Mittel,
ab 1992 nicht mehr. Die Landesregierung von
Brandenburg hatte die Stadt Potsdam und die
angrenzenden Landkreise aus der Förderung
weitgehend ausgeklammert, weil dort die wirt-
schaftliche Entwicklung viel besser verläuft als
in den peripheren Regionen des Bundeslandes.
Das Wirtschaftsministerium Brandenburgs hält
aber inzwischen nur noch dem Grundsatz nach
an dem Beschluß fest, die Gebiete im Umland
von Berlin nicht mehr zu fördern. Zuletzt ist sie
von ihren Förderprinzipien mehrfach abgewi-
chen, etwa bei der Übernahme der früheren
UFA- bzw. DEFA-Filmstudios in Potsdam-
Babelsberg durch private Investoren. Für dieses
Projekt hält das Wirtschaftsministerium Bran-
denburgs 115 Mill. DM an Fördermitteln be-
reit, fast doppelt soviel, wie seit 1990 an
GA-Mitteln für gewerbliche Investitionen in
Potsdam insgesamt bewilligt worden sind. Mit
den hohen Investitionen wollen Potsdam und
das Land Brandenburg offenbar auch Berlin Pa-
roli bieten. Dort setzt man nämlich ebenfalls
auf ähnliche Aktivitäten. So soll Berlin-
Adlershof, früher Sitz des Fernsehens der DDR,
zum Medienstandort ausgebaut werden. Hierzu
werden hohe Subventionen bereitgestellt, die
ebenfalls aus der GA finanziert werden.
d. Vergleich und Bewertung
Wie die drei Fallstudien zeigen, werden die
Entwicklungsperspektiven der drei Städte maß-
geblich von den jeweiligen Ausgangsbedingun-
gen bestimmt (Tabelle 55). Diese waren sehr
unterschiedlich:
— Chemnitz ist ein altindustrieller Standort
mit ehemals vielen Großbetrieben und
breiter Forschungsinfrastruktur. Handel
und übrige Dienstleistungen waren ver-
gleichsweise schwach entwickelt.
— Erfurt ist ein Standort, an dem sowohl
die Industrie und das produzierende
Handwerk als auch das Dienstleistungs-
gewerbe gut entwickelt waren. Neben
den Großbetrieben gab es traditionell re-
lativ viele kleine und mittlere Unterneh-
men. Die Stadt war dank ihres weitge-
hend erhalten gebliebenen Stadtkerns und
wegen der Nähe zum Thüringer Wald ein
Magnet für Touristen.
— Potsdam ist durch seine Geschichte und
seine geographische Nähe zu Berlin ge-
prägt. Es war gleichermaßen kulturelles,
wissenschaftliches, touristisches und
administratives Zentrum, hatte jedoch
nur wenig Industrie.
Chemnitz ist vom Niedergang der Industrie
weitaus am stärksten betroffen. Der gewaltige
Verlust an Arbeitsplätzen in den industriellen
Großbetrieben konnte durch die Schaffung
neuer Arbeitsplätze anderswo auch nicht annä-
hernd kompensiert werden. Erfurt und Potsdam
haben dagegen nicht nur einen vergleichsweise
geringen Abbau industrieller Arbeitsplätze zu
verzeichnen; sie sind offensichtlich auch bei der
Schaffung von Arbeitsplätzen erfolgreicher.
Potsdam hat zudem den Vorteil, daß viele Ar-
beitskräfte nach Berlin und ins Umland aus-
pendeln können.58
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 cWohnungs- und Haushaltserhebung 1993. —
 dDie Primärdaten wurden als Ergebnis einer Unternehmensbefragung und Hochrech-
nung durch die Stadtverwaltung Potsdam ermittelt.
Quelle: IHK Südwestsachsen, Chemnitz-Plauen-Zwickau, Erfurt und Potsdam; Stadtverwaltungen Chemnitz, Erfurt und
Potsdam; Statistische Landesämter von Sachsen, Thüringen und Brandenburg.
Die Konzeptionen für den wirtschaftlichen
Neuaufbau unterscheiden sich sehr. Jede Stadt
will an ihre Tradition anknüpfen. Während
Chemnitz sich auch künftig als Industriestand-
ort sieht — mit Schwerpunkten in technologie-
intensiven Branchen wie Maschinenbau, Au-
tomatisierungstechnik und Fahrzeugbau —,
setzt man in Erfurt und in Potsdam vor allem
auf den Dienstleistungssektor. Dabei soll die
Industrie — vor allem als Unterbau für produk-
tionsorientierte Dienstieistungsbranchen —
auch fortan eine gewisse Rolle spielen, in
Erfurt mehr noch als in Potsdam. Alle drei
Städte messen der Fortentwicklung der For-
schungsinfrastruktur große Bedeutung zu.
Erfurt ist bei der Umsetzung seiner Pläne wohl
am weitesten vorangekommen; die Stadt hatte
nicht nur die besseren Ausgangsbedingungen,
sie besitzt auch ein in sich schlüssiges und
realistisches Entwicklungskonzept. In Erfurt ist
es gelungen, nicht nur die Kerne der strukturbe-
stimmenden Industriebetriebe zu erhalten, son-
dern auch zahlreiche leistungsfähige Dienstlei-
ster anzusiedeln. Noch stehen freilich einige
hohe Hürden auf der Strecke: Die Stadt muß im
Innern hinsichtlich der Flächennutzung neu ge-
ordnet und nach außen behutsam erweitert wer-
den; die innerörtliche Verkehrsinfrastruktur
muß saniert und ausgebaut werden; schließlich
muß das Wohnumfeld insbesondere in den59
Plattenbausiedlungen verbessert werden. Auch
sind von den größeren Industriebetrieben noch
längst nicht alle über den Berg. Von ihrem
Schicksal hängt auch das vieler Dienstleister
ab, die sich in ihrem Umfeld angesiedelt haben.
Chemnitz tut sich dagegen bei der Umset-
zung seiner Entwicklungskonzeption schwer.
Die Stadt setzt auf die Neuansiedlung lei-
stungsstarker Industriebetriebe und ihre Vernet-
zung mit der reichlich vorhandenen For-
schungsinfrastruktur. Es ist aber bisher nicht
gelungen, namhafte Industrieunternehmen zu
einem Großengagement zu bewegen; von zwei
Interessenten (aus den Bereichen Automatisie-
rungstechnik und Motorenbau) liegen bislang
lediglich Absichtserklärungen vor. Den vorhan-
denen Altbetrieben, allesamt stark abgemagert,
fehlt die Kraft, um die Schrittmacherrolle zu
übernehmen. Insofern müssen die Perspektiven
der Stadt zurückhaltend beurteilt werden. Nega-
tiv wirkt sich aus, daß Chemnitz im Windschat-
ten von Leipzig und Dresden segeln muß:
Großinvestoren, die einen Standort in Sachsen
suchen, zieht es meistens dorthin. Zudem trägt
die Stadt schwer an den Wunden, die ihr im
Zweiten Weltkrieg zugefügt wurden. Das Zen-
trum, fast vollständig zerstört, wurde nur un-
vollkommen wieder aufgebaut. Wegen der vie-
len Lücken im Stadtbild ist Chemnitz derzeit
alles andere als ein anziehender Einkaufs- und
Touristenort. Die Pläne sehen vor, große Teile
der Innenstadt neu zu bebauen; u.a. sollen at-
traktive Boulevards mit vielfältigen Möglich-
keiten der Freizeitgestaltung entstehen. Die
Umsetzung dieser Pläne dürfte aber geraume
Zeit in Anspruch nehmen, zumal auf den Frei-
flächen zahlreiche Restitutionsansprüche lasten.
Potsdam konnte bisher beachtliche Teiler-
folge bei der Ansiedlung von Dienstleistern er-
zielen. Die Stadt profitiert dabei von der Nähe
zur Hauptstadt Berlin: Investoren, die in Berlin
präsent sein wollen, wählen häufig Potsdam als
Standort. Und nicht wenige bisher in Berlin an-
sässige Unternehmen verlegen ihren Sitz nach
Potsdam oder richten dort Niederlassungen ein.
Hilfreich für die Stadt ist die dynamische Ent-
wicklung im Umland. So sind zahlreiche Pots-
damer in den Industriebetrieben in Stahnsdorf
und Teltow beschäftigt. Die Nähe zur Metro-
pole Berlin wirkt sich aber auch negativ aus:
Dadurch wird viel Kaufkraft abgezogen. Vor
allem der Einzelhandel, das Gastgewerbe und
andere konsumorientierte Dienstleistungsspar-
ten vermögen sich daher nicht voll zu entfalten.
Was Potsdam fehlt, ist ein attraktives Zentrum.
Die städtebauliche Erneuerung wird durch eine
Fülle von Restitutionsansprüchen erschwert —
Potsdam hält in dieser Hinsicht vermutlich ei-
nen Spitzenplatz unter den ostdeutschen Kom-
munen: Die Anzahl der leerstehenden oder be-
setzten Objekte ist dort unverhältnismäßig
groß.
Die verschiedenartige Ausgangslage erklärt
nur Teile der Unterschiede in bezug auf die
Anpassungsfortschritte. Da und dort haben auch
die Schwerfälligkeit der Administration sowie
die Uneinigkeit und Unentschlossenheit der
Politik notwendige Entscheidungen verzögert
oder blockiert. In vielen Fällen haben vor allem
kleinere Umlandgemeinden davon profitiert.
Dort haben die Investoren das gefunden, was
sie in der Stadt vergeblich suchten.
IV. Wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen
Der Bericht hat eine Reihe von Schwachstellen
beim Aufbau eines modernen Dienstleistungs-
sektors in den neuen Bundesländern sichtbar
gemacht. Dazu gehört vor allem das geringe
Gewicht produktionsorientierter Dienstleistun-
gen. Die drei Fallstudien lassen erkennen, daß
es erhebliche Besonderheiten gibt, die mit der
regionalen Spezialisierung zusammenhängen,
die sich zu DDR-Zeiten entwickelt hat oder die
gezielt entwickelt worden war. An den altindu-
striellen Standorten finden Dienstleistungsun-
ternehmen nur einen eingeschränkten Expan-
sionsspielraum vor. Doch überall, auch an typi-
schen Dienstleistungsstandorten, ist ein gewis-
ser Besatz an produzierenden Untemehmen er-
forderlich.60
Bei der Ansiedlung von Industrie tun sich die
Städte und Gemeinden schwer. Trotz der gro-
ßen Unterschiede im einzelnen gibt es einen
gemeinsamen Problemkem: die unzureichende
regionale Infrastruktur, der Mangel an geeigne-
ten und bezahlbaren Gewerbeflächen und das
häufig wenig attraktive Umfeld, einschließlich
Wohnumfeld. Diese Probleme muß die Wirt-
schaftspolitik stärker ins Blickfeld nehmen:
— Der Ausbau der Verkehrswege konzen-
trierte sich bisher — mit guten Gründen
— auf die Magistralen. Der Ausbau der
regionalen und innerörtlichen Strecken-
netze kam bislang nur wenig voran. Viele
ehemals industriell geprägte Mittelstädte
verfügen über Altflächen in günstiger
Lage zum Ortskern, die sich zur Ansied-
lung sowohl von Produktionsunterneh-
men als auch von Dienstleistungsunter-
nehmen eignen. Sie sind aber häufig nur
schlecht an überregionale Verkehrswege
angebunden. Die Mehrzahl der Investo-
ren siedelt sich daher lieber auf der
„grünen Wiese" neben der Auf- und Ab-
fahrt zur Autobahn an. Vordringlich ist
die Aufwertung der innerstädtischen Flä-
chen durch eine bessere Verkehrsanbin-
dung.
— Vielerorts sind bebaubare Flächen für die
Neuansiedlung von Gewerbebetrieben
nicht unmittelbar nutzbar, insbesondere
in den innerstädtischen Quartieren. Dafür
gibt es mehrere Gründe: eine immer noch
große Zahl ungeklärter Eigentumsver-
hältnisse, fehlende Konzepte für die
künftige Flächennutzung sowie die Tat-
sache, daß Industriebrachen erst mit ho-
hem Aufwand saniert werden müssen.
Hinzu kommt, daß für Industrieansied-
lung geeignete Flächen zumeist im Be-
sitz der TLG sind. Sie „pflegt" den Markt
in einer Weise, die einen Rückgang der
Grundstückspreise verhindert. Quadrat-
meterpreise von 80 DM in den Randla-
gen der Städte und 300 DM in den Innen-
stadtlagen sind sehr hoch. Industrielle
Investoren sind meistens nicht bereit,
mehr als 70 DM zu zahlen; auf der „grü-
nen Wiese" wird ihnen häufig sogar we-
niger abverlangt. Offensichtlich ist die
TLG auf solche Investoren fixiert, die
eine hohe Flächenproduktivität erzielen
und daher hohe Quadratmeterpreise zah-
len können. Diese sind fast nur in be-
stimmten Segmenten des Dienstlei-
stungssektors, selten in produzierenden
Bereichen zu finden. Es kommt sicher
nicht von ungefähr, daß die TLG über ein
schleppendes Immobiliengeschäft in den
neuen Bundesländern klagt. Es wird von
ihr nicht erwartet, daß sie die Flächen na-
hezu verschenkt. Sie sollte aber auch
nicht als Monopolanbieter die Preise
hochhalten.
— Häufig gehört der geringe Wohn- und
Freizeitwert einer Stadt oder Region zu
den gravierenden Investitionshindernis-
sen. Nicht alle Standorte sind für die
Ansiedlung von produzierenden Unter-
nehmen, die intensiv Dienstleistungen
nachfragen oder anbieten, gleichermaßen
geeignet. Von großer Bedeutung ist das
Wohnumfeld: Wohnraum in guten Lagen
ist durchweg knapp und teuer, die Um-
weltbelastung oftmals hoch und die Er-
reichbarkeit der Arbeitsplätze über
Schiene und Straße meistens schlecht.
Hochqualifizierte Arbeitskräfte, wie In-
genieure, Techniker oder Forscher, be-
vorzugen wegen der vergleichsweise ho-
hen Lebensqualität daher die großen
Städte; sie konzentrieren sich zudem auf
wenige Zentren, wie Berlin, Dresden,
Leipzig oder Rostock. Die Umzugsbe-
reitschaft innerhalb der neuen Bundes-
länder ist dementsprechend nicht allzu
hoch. Die Verbesserung der Wohnungs-
versorgung gehört daher mit zu den
dringlichen Aufgaben.
Im Wettbewerb um Investoren muß den
„weichen Standortfaktoren" künftig stärker Be-
achtung geschenkt werden. Dazu gehört nicht
zuletzt das Image, das einem Standort anhaftet
und das von den Bürgern einer Stadt, ihren
politischen Repräsentanten und der Verwaltung
— positiv wie negativ — beeinflußt wird. In-61
vestoren erwarten rasche, klare und verläßliche
Entscheidungen. Die Fallstudien zeigen, daß in
dieser Hinsicht noch manches im Argen liegt.
Besondere Bedeutung kommt den städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahmen zu. Sie müssen
zügiger als bisher in Angriff genommen und
verwirklicht werden. Zur Lösung der vielfälti-
gen Aufgaben steht mit dem Baugesetzbuch
und dem entsprechenden Maßnahmengesetz in
der Form des Investitions- und Wohnbauland-




vermehrt Gebrauch gemacht werden.
Für benachbarte Städte und Gemeinden be-
steht die Notwendigkeit einer besseren Ab-
stimmung ihrer Maßnahmen, etwa in Form ei-
ner grenzüberschreitenden Bauleitplanung. Mit
kleineren Gemeinden, die bei der Investorensu-
che häufig die Nase vom haben, müssen die
größeren Städte einen fairen Ausgleich suchen.
Vordringlich ist die Erarbeitung von regionalen
Raumordnungs- und Entwicklungsprogram-
men. Sie sollte möglichst unter Federführung
eines externen Moderators durchgeführt wer-
den. Eines der Ziele muß die abgestimmte Ent-
wicklung von Arbeits- und Wohnstätten sein.
Dies gilt um so mehr, als sich der künftige Ar-
beitsplatzzuwachs in den neuen Bundesländern
auf den Dienstleistungssektor sowie auf einzel-
ne dienstleistungsintensive industrielle Bran-
chen konzentrieren wird. Funktionsvielfalt —
ein Nebeneinander von Büros, Einzelhandelsge-
schäften und Gaststätten, kulturellen Einrich-
tungen und Wohnungen — sollte das Rezept
für Erneuerung der Städte sein. In den neuen
Bundesländern bietet sich die einmalige Chan-
ce, völlig neue Konzeptionen zu erproben, die
in den verfestigten Strukturen der alten Bundes-
länder nur schwer zu realisieren sind.
Die Fallstudien haben gezeigt, daß die wirt-
schaftlichen Perspektiven von typischen Dienst-
leistungsstandorten wie auch von gemischten
Standorten mit durchschnittlichem Industriebe-
satz vergleichsweise günstig einzuschätzen
sind. Sie sind weniger günstig in Regionen mit
industrieller MonoStruktur sowie in ländlich ge-
prägten, dünnbesiedelten Regionen mit gerin-
gem Industrialisierungsgrad. Für jeden der bei-
den Standorttypen muß eine eigene Lösung
gesucht werden:
— Für die alten Industriestandorte wird viel
davon abhängen, ob sich der eine oder
andere Großinvestor dort engagiert. Die
ortsansässigen Industrieunternehmen sind
inzwischen meistens zu klein und zu
schwach, um als Nukleus für die Revita-
lisierung der ganzen Region zu fungie-
ren.
41 Der Ratschlag kann daher nur lau-
ten, die Attraktivität eines Standorts für
die Ansiedlung einiger größerer Indu-
striebetriebe zu stärken.
— In den ländlichen Regionen wird eine In-
dustrieansiedlung immer nur punktuell
gelingen. Dort müssen andere Bereiche
die Schrittmacherrolle übernehmen, etwa
der Fremdenverkehr. Mancherorts mag es
aber auch gelingen, das eine oder andere
Dienstleistungsunternehmen von überre-
gionaler Bedeutung anzusiedeln. Dazu
zählen vor allem Logistikzentren der gro-
ßen Handelsketten. Nicht ohne Erfolgs-
chancen sind Pläne, dafür ehemals mili-
tärische Flugplätze zu nutzen. Dort kön-
nen sich auch Industriebetriebe niederlas-
sen, die Waren vor dem Weitertransport
be- und verarbeiten.
Insgesamt gesehen sind aber die Chancen, in
den ostdeutschen Städten wieder einen Indu-
striebesatz wie den der Städte in Westdeutsch-
land zu erreichen, nicht groß. Früher sind die
Städte häufig um die Industrie herum gewach-
sen, seit einiger Zeit hingegen wächst die In-
dustrie um die Städte herum. Es finden also
Verlagerungsprozesse von innen nach außen
statt. Maßgeblich sind günstigere Grundstücks-
preise und günstigere Verkehrsanbindungen an
der Peripherie. Innerhalb der Städte werden be-
stenfalls dienstleistungsintensive und konsum-
nahe Industrien und Handwerke ihren Platz fin-
den können. Es muß daher im Rahmen des Fi-
nanzausgleichs oder durch Kooperationsver-
träge ein Interessenausgleich zwischen den
Städten und ihrem Umland herbeigeführt wer-
den.62
V. Anhangtabellen
Tabelle AI — Umsatzsteuerpflichtige und Umsätze in Ostdeutschland nach Umsatzgrößenklassen 1992
1000 DM
Umsatz von
25 bis unter 50
50 bis unter 100
100 bis unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 1000
1000 bis unter 5 000
5 000 und mehr
25 bis unter 50
50 bis unter 100
100 bis unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 1 000
1000 bis unter 5 000
5 000 undmehr
25 bis unter 50
50 bis unter 100
100 bis unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 1 000
1 000 bis unter 5 000



























































































































Quelle: Statistisches Bundesamt; Statistische Landesämter.63
Tabelle A2 — Zahl der IHK-Mitgliedsunternehmen im
Verarbeitenden Gewerbe in der Stadt Chemnitz 1991—
1993
a
Tabelle A3 — Betriebe, Beschäftigte und Umsatz im
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Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaats Sachsen.64
Tabelle A4 — Lage der Arbeits- und Ausbildungsstätten
der Erfurter Bevölkerung 1992 und 1993
Von 100 Personen hatten... ihre Arbeits-
bzw. Ausbildungsstätte...
in der Stadt Erfurt
im Landkreis Erfurt
außerhalb des Stadt- und Landkreises, aber
in Thüringen
in einem anderen ostdeutschen Bundesland


















Quelle: Statistisches und Wahlamt der Stadt Erfurt.
Tabelle A5 — Einschätzung von Einkaufsmöglichkeiten
und privatem Dienstleistungsangebot in Erfurter Neu-
baugebieten in Plattenbauweise (Herbst 1993)
... vH der Einwohner





























































































Quelle: Wie Tabelle A4.65
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2 Die Stadt wird durch die BAB 4 (Bad Hersfeld-Bautzen) und BAB 72 (Chemnitz-Hof) tangiert. Die Bun-
desfernstraßen 95 und 174 sind wichtige Verbindungen nach Tschechien.
2
3 Die nächsten größeren Flughäfen in Dresden-Klotzsche und in Leipzig-Halle, die sowohl von nationalen
als auch internationalen Fluggesellschaften angeflogen werden, befinden sich jeweils etwa 100 km von
Chemnitz entfernt.
2




5 Dabei ist unterstellt, daß die gegenwärtig noch genutzten Unterkünfte in Wohnheimen (1 000 Betten)
aufgrund ihres geringen Ausstattungsstandards schrittweise geschlossen werden.
2
6 Der Berichtskreis der Erhebung umfaßt mit wenigen Ausnahmen alle Betriebe des Verarbeitenden
Gewerbes mit weniger als 20 Beschäftigten. Betriebe, die in der Handwerksrolle eingetragen sind, werden
nicht erfaßt.
2
7 Hierbei nicht erfaßt sind Beamte, Selbständige, mithelfende Familienangehörige und alle geringfügig be-
schäftigten Arbeitnehmer. Daher wird die Beschäftigung im Dienstleistungssektor unterzeichnet, denn
Selbständige, mithelfende Familienangehörige und geringfügig Beschäftigte sind dort stark vertreten. Auch
die Zuordnung der Beschäftigten nach Wirtschaftsbereichen weicht teilweise von der in anderen Statistiken
ab. So werden die Bediensteten im staatlichen Bildungswesen sowie im staatlichen Gesundheitswesen bei
den Sonstigen Dienstleistungsunternehmen nachgewiesen.
2
8 Darin wird für 23 ausgewählte Gewerbestandorte mit etwa 700 ha Fläche die Altlastensituation, der Zu-
stand vorhandener Anlagen und Maschinen sowie das mögliche Ansiedlungspotential festgestellt.
2
9 Gegenwärtig befinden sich in der Stadt zwei universitäre Forschungseinrichtungen (Technische Universität
Chemnitz-Zwickau, Institut für Mechatronik e. V. (IfM), ein der TU Chemnitz-Zwickau angeschlossenes
Institut), eine außeruniversitäre Forschungseinrichtung (Fraunhofer-Institut für Umformtechnik und Werk-
zeugmaschinen) sowie mehrere innovative Forschungsunternehmen (Automatisierungs- und Kunststoff-
technik GmbH, Institut für Physikalische und Mechanische Technologien, Sächsische Landesgewerbeför-
derungsgesellschaft mbH, Sächsisches Textilforschungsinstitut, Cetex Chemnitzer Textilmaschinenent-
wicklung GmbH).
3
0 Der Name der Stadt leitet sich ab von der Furt durch die Erphe, wie die Gera im frühen Mittelalter genannt
wurde. Das günstige Gefälle dieses Wasserlaufs ermöglichte den Betrieb von bis zu 50 Mühlen in und um
Erfurt.
3
1 Die Plattenbauwohnungen sind in hohem Maße sanierungs- und modernisierungsbedürftig, das Wohnum-
feld ist selten ansprechend, das Dienstleistungsangebot im Wohnviertel vielfach unzureichend (Tabelle A4)
und die Probleme des ruhenden Verkehrs — Mangel an Stell- und Parkplätzen — sind bislang ungelöst.
3
2 Die Ergebnisse vom Herbst 1992 unterscheiden sich nur unwesentlich von denen des Frühjahrs 1993.
3
3 Von Erfurt aus werden dann beispielsweise — jeweils im Stundentakt — Frankfurt am Main in einer Stun-
de und München in zweieinhalb Stunden erreichbar sein.
3
4 Auf dem etwa 320 ha großen Areal soll der Warenumschlag im kombinierten Verkehr von Schiene und
Straße stattfinden. Neben Bahn und Post wollen sich Speditionsunternehmen und andere Gewerbetreibende
ansiedeln. Die Bahn hat schon 17 Mill. DM investiert; noch im Lauf dieses Jahres werden voraussichtlich
weitere 20 Mill. DM für Erschließungsmaßnahmen und Straßenbau aufgewandt und die ersten 200 Arbeits-
kräfte eingestellt Alles in allem wird mit Investitionen von mehreren Mrd. DM und der Schaffung von
rund 5 000 Arbeitsplätzen gerechnet.
3
5 In Apfelstädt errichtet die Spedition Fiege auf einem Gelände von etwa 45 ha und mit Investitionen von
rund 180 Mill. DM ein Logistikzentrum. Dort sollen anfangs 500 und langfristig 1 000 Arbeitsplätze ge-
schaffen werden.
3
6 In Neudietendorf hat die Rewe-Handelsgruppe auf einem knapp 50 ha großen Gelände mit Investitionen
von etwa 80 Mill. DM ein Lebensmittelzentrallager eingerichtet und rund 400 Arbeitsplätze geschaffen.
3
7 Der Landkreis Potsdam ist inzwischen mit der Kreisgebietsreform des Landes Brandenburg neben den
Kreisen Beizig und Brandenburg/Land sowie den Gemeinden des Amtes Treuenbrietzen in den Landkreis
Potsdam-Mittelmark aufgegangen.67
3
8 Ohne Betriebe des Bau- und Ausbaugewerbes, des Gewerbes für Gesundheits- und Körperpflege sowie des
chemischen und Reinigungsgewerbes.
3
9 Das Ziel des Potsdamer Magistrats ist es, daß der auf die Industrie entfallende Anteil an der Beschäftigung
in der Stadt in etwa wieder den Wert des Jahres 1989 erreicht. Damals belief er sich auf 13 vH.
4
0 Vgl. im einzelnen: Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Raumordnungsbericht
1993. Bonn-Bad Godesberg 1994, S. 134 ff.
4
1 Vgl. Fußnote 11.